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LTeiL 

Aus  der  Gesdüdiie  des  Wege  wesens. 

§ 1.  Im  Allgemeinen. 

Wege  und  Wegebau  bedeuten  fortschreitendes  Leben 
und  Wachstum  der  Kultur.  Bauwerke  entstehen  stets  auf 
Grund  menschlicher  Bedürfnisse  in  materieller  wie  geistiger 
Beziehung.  Diese  Erfahrung  zeigt  auch  die  Entwicklung  des 
Wegewesens.  Es  gab  wohl  schon  in  vorgeschichtlicher  Zeit 
einzelne  Fahrtrichtungen;  dies  können  Wasserläufe  oder  etwa 
auch  Faltungen  des  Bodens  sein,  welch  letztere  ihre  Ent- 
stehung vielleicht  Erdrindeverschiebungen  vulkanischer  Art 
danken.  Aus  dem  Hinblick  auf  das  von  der  Natur  Gebotene 
und  dessen  Bedeutung  und  planmäßige  Verwertung  erwuchs 
schließlich  von  selbst  der  Gedanke  an  eine  künstliche 
Herstellung  fahrbarer  Wege.  Denn  wohl  schon  zu  Anbeginn 
wurde  der  Mangel  einer  Verbindung  der  an  den  natürlichen 
und  ursprünglichsten  Verkehrswegen,  den  Wasserstraßen, 
wohnenden  Menschen  mit  den  im  Innern  des  Landes  liegenden 
Siedelungen  sehr  schwer  empfunden.  Dazu  waren  aber 
künstlich  errichtete  Wegverbindungen  erforderlich.  Schon 
Tacitus^)  berichtet  uns  hierüber,  ebenso  Theodor  Mommsen 
hinsichtlich  der  Entwicklung  italienischer  Kultur:  „Der  Strom 
überflutet  die  Höhen  erst  dann,  wenn  er  die  Niederungen 
schon  eingenommen  hat.“  Die  ältesten  feststellbaren  An- 
siedelungen z.  B.  im  Großherzogtum  Baden  finden  sich  denn 

1)  Germania  C.  16.  Vergl.  des  Näheren  hierüber  die  trefflichen 
Ausführungen  von  Baer,  Chronik  über  Straßenbau  und  Straßenverkehr 
S.  1 ff. 
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auch  an  den  bedeutenderen  Flüssen,  am  Main,  Neckar,  Rhein 
und  an  der  Donau.  Auch  für  den  Bodensee  muß  das  Gleiche 
angenommen  werden.  Damit  dürfte  der  gegenteilige  Beweis 
zu  der  Behauptung,  daß  die  Kultur  von  den  Bergen  herab- 
steige, geführt  sein. 

Von  Menschenhand  angelegte  Wege  finden  sich  also 
schon  in  grauer  Vorzeit;  in  fast  allen  Kulturstaaten  des 
Altertums  war  denn  auch  der  Wegebau  keine  unbekannte 
Kunst.  Nicht  blos  dem  friedlichen  Austausch  von  Gütern 
menschlicher  Bedürfnisbefriedigung  sollten  sie  dienen  und 
ihn  erleichtern  und  fördern  helfen,  sondern  auch  kriegerische 
Zwecke  — und  diese  werden  den  Ausschlag  gegeben  haben 
— mochten  hiefür  bestimmend  gewesen  sein.  So  waren 
denn  Straßen  und  Brücken  schon  fast  allenthalben  anzutreffen. 

Die  erste  künstliche  Straße,  die  die  Geschichte  kennt, 
wurde  bereits  im  3.  Jahrtausend  v.  Chr.  in  Aegyten  erbaut* 
Von  einem  eigentlichen  Straßenbauwesen  kann  man  aber 
wohl  erst  zur  Römerzeit  reden.  Schon  ehe  die  Römer 
deutschen  Boden  betraten,  wurde  J13  v.  Chr.  die  etwa 
300  km  lange,  heute  noch  vorhandene,  appische  Straße  von 
Rom  nach  Capua  mitten  durch  die  pontinischen  Sümpfe 
gebaut.  Auch  die  Via  Cassia  von  Rom  nach  Florentia,  die 
Via  Flaminia  von  Rom  nach  Faman  u.  a.  entstanden  schon 
früh.  Eine  sehr  sorgfältige  Ausführung  erfahren  frühzeitig 
auch  die  Straßen  in  Germanien  und  Gallien,  auf  denen 
die  Römer  ihre  Heeresmassen  vorwärtsschoben.  Von  solchen 
sogen.  Römerstraßen  finden  sich  heute  noch  gut  erhaltene 
Spuren,  so  z.  B.  im  Zehntland,  Oberbayern,  im  heutigen 
Schwaben.  Verschiedene  dieser  Straßen  führten  durch  das 
Gebiet  des  Großherzogtums  Baden.  So  ließ  Cornelius  Clemens 
im  Jahre  74  eine  Militärstraße  von  Straßburg  i.  E.  aus 
über  den  Rhein  durch  das  Kinzigtal,  den  Schwarzwald  über- 
querend nach  der  Donau  errichten.  Eine  weitere  Straße 
aus  der  späteren  Kaiserzeit,  die  sich  mit  all  ihren  Stationen 
noch  auf  der  Peutingerschen  Tafel  befindet,  der  einzigen  auf 
das  Altertum  zurückgehenden  Straßenkarte,  führte  von  Basel- 
Augst  über  Windisch  nach  Regensburg.  Ein  dritter,  noch 
viel  wichtigerer  Straßenzug  ging  ebenfalls  durch  badisches 


n 
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Gebiet:  Die  Heerstraße  von  Mainz  nach  der  Donau.  Sie 
zog  von  Mainz  über  Lopodunum  — das  heutige  Ladenburg 
—""nach  Heidelberg  und  Stettfeld ; in  Cannstatt  benutzte  sie, 
über  Plochingen  ziehend,  die  alte  Heerstraße  über  die  Alb 
zum  Donautal  *)• 

Das  große  römische  Reich  verfiel  und  mit  ihm  seine 
Straßen.  Aber  man  hatte  bereits  den  Wert  der  Straßen 
erkannt.  Zudem  waren  Weg-  und  Verkehrszölle,  welche  die 
Straßen  abwarfen,  für  die  vielen  Landeshoheiten  ein  kräftiger 
Ansporn.  Der  Verkehr  brachte  reichlich  Geld;  deshalb  suchte 
ihn  jeder  Landesherr  an  sich  zu  ziehen,  und  zwar  gerade 
durch  Errichtung  und  Erhaltung  entsprechender  Straßenzüge  -). 

Der  Reichstagsabschied  von  1235  verlangte:  „daß 

man  die  recht  Straß  far  und  daß  Niemand  die  andern 
zwinge  mit  Gewalt  von  der  rechten  Straß.  Jedoch 

wie  wenig  konnte  die  bestgemeinte  Verordnung  in  dieser 
Zeit  der  heftigsten  politischen  und  kirchlichen  Kämpfe  helfen. 
Dazu  kam  noch,  daß  die  schlechteste  Straße  der  beste  Schutz 
gegen  die  häufigen  Einquartierungen  war.  Wie  bereits  oben 
angedeutet,  war  der  durchgehende  Verkehr  hauptsächlich 
militärischer  Art.  Aus  diesem  Grunde  wurden  nur  die  not- 
dürftigsten Arbeiten  an  den  Straßen  verrichtet. 

Fließen  also  die  Quellen  über  Straßenbau  und  Wesen 
für  das  alte  Deutsche  Reich  äußerst  spärlich,  so  bietet  sich 
das  gleiche  Bild  in  dieser  Hinsicht  für  die  einzelnen  Territorial- 
gewalten, Jnsbesondere  auch  die  Städte.  Eine  ganz  alte 
Aufzeichnung  bezieht  sich  z.  B.  auf  die  Straßenherstellung 
von  Freiburg  i.  B.  durch  das  i5imonswäldertal  1316.  Eine 
weitere  Urkunde  betrifft  die  Straße  von  Freiburg  i.  B.  über 
die  Wagensteige  nach  Villingen  aus  dem  Jahre  1340;  von 
Rottweil  nach  Hornberg  1496,  von  Konstanz  nach  Allensbach 
1592.  Von  einem  geordneten  Straßenwesen  im  eigentlichen 
Sinn  kann  indessen  erst  1568  die  Rede  sein,  in  welchem 

1)  Siehe  des  Näheren : Fabricius ; Die  Besitznahme  Badens  durch 
die  Römer  S.  32ff.  (Neujahrsblätter  der  bad,  hist.  Kommission). 

2)  Aus  diesem  Anlaß  wurde  1232  die  Verordnung  Kaiser  Friedrich  II.. 
„Stratae  antiquae  non  declinentur  nisi  de  transeuntium  voluntate 
gegeben. 
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Jahre  die  Stadt  Offenburg  einen  eigenen  Wegemeister  für 
die  Hochstraße  anstellte  *). 

Grundlegende  Maßnahmen,  die  sich  über  weite  Gebiete 
erstreckt  hätten,  bleiben  regelmäßig  schon  in  den  Anfängen 
stecken.  Erst  der  neueren  Zeit  war  der  Aufschwung  des 
Straßenbaues  Vorbehalten.  Diemerkantilistische  Richtung, 
die  in  der  tunlichsten  Förderung  des  Handels  und  der  Industrie 
das  Heil  des  Staatslebens  erblickte,  konnte  auch  am  Straßen- 
wesen nicht  einflußlos  vorübergehen.  Ludwig  XIV.  richtete 
darauf  sein  besonderes  Augenmerk.  Er  gründete  eine 
Fachschule  für  Straßen-  und  Brückenbau.  Aber  auch  die 
Physiokraten  erstrebten  zur  Verwirklichung  ihrer  Principien 

eine  Hebung  des  Wegebaues  und  übten  damit  eine  günstige 
Wirkung  aus^). 

Ein  vorbildliches  Muster  einer  Straße  war  die  Zaberner 
Steige  über  die  Vogesen  zwischen  Zabern  und  Pfalzburg. 
Sie  halte  eine  Breite  von  10  m und  ihre  Steigung  betrug 
auf  den  Kilometer  nicht  ganz  8 m. 

Nicht  unwesentlich  war  am  allgemeinen  Aufschwung  des 
Straßenwesens  auch  die  Entwicklung  des  Postwesens.  Mehr 
und  mehr  kam  das  Fahren  auf,  während  das  Reiten  in  dem- 
selben Maße  abnahm.  Vom  Jahre  1775  an  führte  die  Reichs- 
post Schnellpostwagen.  Die  schmale  Spur  wurde  abgeschafft 
und  schon  im  Jahre  1709  bestimmte  die  schwäbische  Kreis- 
versammlung die  Straßenbreite  auf  20—24  Fuß  die  Weite  des 
Geleises  der  Wagen  auf  6 Fuß  von  Schiene  zu  Schiene  und 
auf  8 Fuß  von  Nabe  zu  Nabe.  Auch  wurde  als  Maximum  der 
Wagenlast  50-60  Zentner  festgesetzt.  Der  Ausführung  dieser 
Bestimmungen  stellten  sich  naturgemäß  bedeutende  Schwierig- 
keiten entgegen.  Denn  die  Straßen  führten  durch  ungezählte 
Territorien,  und  ein  jeder  Hoheitsherr  mußte  zur  Durchführung 
der  Verordnung  bewogen  werden. 

Eine  merkliche  Besserung  zeigte  sich  erst  gegen  das 
Ende  des  18.  Jahrhunderts,  als  die  Idee  von  Adam  Smith 
hinsichtlich  des  sogen.  Industriesystems  mehr  und  mehr  zum 

1)  Baer:  a.  a.  O.  S.  14. 

2)  Hierüber  macht  bezüglich  des  heutigen  Qroßherzogtums  Baden 

. V.  Drais  „Baden  unter  Carl  Friedrich“  interessante  Ausführungen. 
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Durchbruch  und  zur  Anerkennung  gelangte,  als  mit  der  Lehre 
von  Arbeitsteilung,  vom  Kapital,  Grundrente,  Arbeitslohn  u.s.w. 
die  Forderung  erhoben  wurde,  Handel,  Industrie  und  Gewerbe 
gleichmäßig  zu  unterstützen  und  durch  freie  Konkurrenz  zu 
fördern,  was  insbesondere  auch  in  Baden  eine  Neubelebung 
aller  Zweige  des  öffentlichen  Lebens,  nicht  zuletzt  auch  des 
Straßenwesens  hervorrief. 


§ 2.  Die  Entwicklung  des  Landstra^enwesens 
im  Grol^hcrzogtum  Baden. 

Es  war  also,  wie  erwähnt,  erst  dem  folgenden  Jahrhundert 
Vorbehalten,  Straßen  und  Straßenbau  auf  die  erforderliche 
Höhe  zu  bringen.  Kein  anderes  Bild  bietet  sich  uns  für 
Baden.  Zunächst  wurden  in  der  Markgrafschaft  Baden- 
Durlach  am  14.  September  1733  Straßenbau -Vorschriften 
erlassen,  die  sich  an  das  Vorbild  der  französischen  Straßen- 
bauinstruktion von  1718  anlehnten.  Sie  enthalten  ungemein 
zahlreiche  Einzelvorschriften  über  die  verschiedenen  Gattungen 
der  öffentlichen  Wege.  Im  engbegrenzten  Rahmen  dieser 
Arbeit  verbietet  es  sich  jedoch  auf  die  angedeuteten  einzelnen 
Arten  einzugehen,  vielmehr  beschränken  sich  die  nachstehenden 
Ausführungen  lediglich  auf  die  eigentlichen  Staatsstraßen, 
die  Landstraßen. 

Nach  der  Schaffung  des  heutigen  Großherzogtums  Baden 
im  Jahre  1806  ergab  sich  alsbald  die  Notwendigkeit  bei  dem 
sich  zeigenden  Widerstreben  der  Gemeinden  eine  Pflicht  zum 
Bau  und  Unterhalt  der  Straßen  durch  Gesetz  einheitlich  zu 
regeln  Diese  Aufgabe  sollte  das  Straßengesetz  vom  Jahre 
1810  verwirklichen.  Zunächst  wurde  in  diesem  Gesetze  die 
Regierung  ermächtigt,  den  einzelnen  Straßen  im  Hinblick 
auf  ihre  Wichtigkeit  für  den  Verkehr  die  Bedeutung  von 

1)  S.  Gothein  in  „Das  Qroßherzogtum  Baden“  S.  457  ff. 

2)  Schon  einige  Jahre  vorher  entstanden  Straßenneuanlagen; 
z.  B.  von  Schefflenz  nach  Waldenhausen  1806 — 09;  von  Buchen  bis 
Tauberbischofsheim  in  derselben  Zeit.  U.  a. 


12 


Landstraßen  beizulegen  und  sie  auf  die  Staatskasse  zu  über- 
nehmen, zu  ihrem  Unterhalt  aber  die  dazu  erforderlichen 
Hand-  und  Spanndienste  von  der  Bevölkerung  zu  fordern. 
Hiervon  wurde  ausgiebig  seitens  der  Staatsregierung  Gebrauch 
gemacht  und  häufig  zu  viel  Frohnden  beansprucht,  sodaß 
eine  lebhafte  Abneigung  gegen  dieselben  entstand.  Durch 
die  unter  Ziffer  4 und  5 enthaltenen  Bestimmungen  wurden 
auch  Bezirke  in  Mitleidenschaft  gezogen,  in  denen  früher  gar 
keine  Frohnden  bestanden  hatten.  Die  Bauern  schafften 
deshalb  vielfach  ihr  Zugvieh  völlig  ab.  Es  war  aus  diesen 
Gründen  begreiflich,  wenn  sich  einzelne  Bezirke  gegen  die 
Autnahme  ihrer  Straßen  in  den  Landstraßenverband  sträubten. 
So  wurden  denn  schon  im  ersten  Landtag  1819,  auch  in  den 
folgenden  von  1825  und  1828  die  Aufhebung  der  Frohnden 
durch  Petitionen  erbeten.  Erst  in  den  Jahren  1828—1830 
\ erzichtete  man  schließlich  in  verschiedenen  Bezirken  gänz- 
lich auf  die  Leistung  von  Straßenfrohnden,  oder  gewährte 
Vergütung  für  die  Frohndienste. 

Zur  Bestreitung  des  Unterhaltungsaufwands  wurden 
auch  Wegegelder  erhoben.  Die  Höhe,  auch  die  Art  dieser 
Gelder  wirkte  auf  den  Verkehr  sehr  hemmend,  und  war  in 
den  V ei schiedenen  Gebietsteilen  unterschiedlich  angeordnet. 
Das  Straßengesetz  brachte  diese  Wegegelder,  ihrer  Größe, 
auch  ihrer  Erhebung  nach  in  einen  einheitlichen  Rahmen. 
Die  allgemeine  Unzufriedenheit,  die  aber  immer  noch  in  dieser 
Hinsicht  herrschte,  veranlaßte  das  Kabinettsreskript  vom 
2/.  Juli  1813.  Es  versprach  eine  verbesserte  Chausseegeld- 
und  Chausseebauordnung,  in  welcher  die  Anlage  neuer 
Chausseen  und  ihre  Unterhaltung  dem  Verfügungskreis  der 
Aemter  tunlichst  entzogen  werden  sollte.  Durch  die  Ver- 
ordnung vom  5.  Oktober  1820,  die  auch  Neubestimmungen 
hinsichtlich  des  Brücken-  und  Pflastergeldes  traf,  fand  eine 
Neuregelung  des  Landstraßengeldes  statt.  Aufgehoben  wurde 
das  Straßengeld  durch  das  Gesetz  vom  30.  August  1830  *). 
Dem  Staate  entgingen  durch  diese  Aufhebung  jährlich  durch- 
schnittlich 170  000  fl.  Im  Jahre  1831  erfolgte  dann  auch  die 
Aufhebung  der  Frohnden^). 

1)  Reg.-Bl.  1830  S.  67. 

2)  Reg.-Bl.  1831  S.  220. 


13 


So  schwand  allmählich  in  der  Bevölkerung  die  Abneigung 
gegen  den  Landstraßenbau.  Der  Erwerb  wuchs  und  damit 
die  Wünsche  nach  Verbesserung  der  Verkehrswege.  Immer 
zahlreicher  wurden  die  Gesuche  ‘j  um  Umwandlung  der 
wichtigen  Gemeindewege  in  Landstraßen.  Der  Grund  hiefür 
ist  sehr  durchsichtig.  Denn  seit  Aufhebung  der  Straßen- 
frohnden wurden  die  Gemeinden,  mit  Ausnahme  der  geringen 
Präcipualleistungen  für  Unterhaltung  der  Straßen  innerhalb 
der  Ortschaften,  finanziell  nicht  mehr  in  Anspruch  genommen. 
Wohl  aber  mußten  sie  die  Gemeindewege  auf  eigene  Kosten 
herstellen  und  auch  unterhalten.  Einzelne  Geineindestraßen 
erforderten  schon  im  Jahre  1819  an  Unterhaltung  1130  fl.  pro 
Stunde,  während  die  Präcipualleistungen  sich  auf  nur  5—8 '’/o 
pro  laufende  Rute  bezifferten.  Der  Aufwand  an  Straßenbau- 
kosten stieg  infolgedessen  enorm.  Während  vor  1831  der 
Unterhaltungsaufwand  256  000  fl.  betrug,  war  er  1833  schon 
bis  auf  476  000  fl.  gestiegen;  er  erreichte  im  Jahre  1840  die 
Höhe  von  613  000  fl.  Die  Regierung  legte  daher  der  Kammer 
im  Jahre  1839  den  Entwurf  eines  neuen  Straßengesetzes 
vor  und  1843  auch  ein  Straßennetz.  Der  Entwurf  wurde 
aber  nicht  Gesetz.  Und  so  erging  es  den  in  den  Jahren 
1840,  1841,  1843  und  1849  folgenden  Gesetzesentwürfen. 

Die  stets  weiter  anwachsenden  Neubau-  und  Unterhaltungs- 
kosten mußten  infolgedessen  aus  den  Ueberschüssen  des 
Staatsbudgets  gedeckt  werden. 

Seit  dem  Eintritt  Badens  in  den  deutschen  Zollverein 
iin  Jahre  1835,  zeigte  sich  ein  besonders  günstiger  wirt- 
schaftlicher Aufschwung,  der  auch  die  Folge  einer  lebhaften 
Entwicklung  der  Verkehrswege  wurde.  Das  Eisenbahnwesen 
begann  sich  zu  heben.  Immer  dringender  wurden  die 
Wünsche  um  Verbesserung  der  Landstraßen.  Die  erforder- 
lichen Geldmittel  beschaffte  man  durch  Vornahme  einer 
.Ausscheidung  der  mit  den  Eisenbahnen  parallel  laufenden 
Straßen  aus  dem  Landstraßenverbande  ^).  Ein  Teil  des 
Fonds  wurde  damit  frei  und  zur  Unterhaltung  und  Verbesserung 
der  wichtigeren  Gemeindewege  verwendbar.  Der  Staat 

1)  Stande  Versammlung  11.  Kammer  1843  2.  Beil.-tl. 

2)  1855  wurden  26  Landstraßen  ausgeschieden. 
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ersparte  sich  aus  dem  Straßenbaufond  infolge  Durchführung 
dieser  Ausscheidungen  135  000  fl.  Von  dieser  Summe  ver- 
wandte man  von  1856  an  jährlich  100  000  fl/)  zu  dem  ge- 
nannten Zwecke  und  zur  Anstellung  von  Straßenmeistern. 
Im  Jahre  1867  waren  diese  Ausgaben  jedoch  bereits  auf 
210  000  fl.  gestiegen,  lieber  die  degradierten  Landstraßen 
behielt  sich  der  Staat  aber  die  Aufsicht  vor.  Auch  die 
Unterhaltungsarbeiten  führten  die  Staatsbehörden  durch.  Die 
Gemeinden  hatten  durch  diese  Maßnahmen  nicht  einmal  die 
Höhe  des  Aufwands  eines  gewöhnlichen  Qemeindeweges  zu 
tragen.  In  einem  Zeitraum  von  10  Jahren,  1857—1867, 
wurden  so  160  Stunden  Vicinalstraßen  den  Landstraßen 
gleichgestellt.  Von  dem  Aufwande  entfielen  infolge  der 
getroffenen  Vereinbarungen  auf  die  Staatskasse  506  137  fl., 
auf  die  Qemarkungsinhaber  191  418  fl.  Neubauten  und 
Korrektionen  trug  der  Staat  allein  seit  Aufhebung  derFrohnden. 
Die  Erfüllung  all  dieser  Wünsche,  die  eine  Verbesserung  der 
öffentlichen  Wege  betrafen,  trieben  die  Baukosten  auf  eine 
gew^altige  Höhe.  Jedoch  nicht  nur  an  der  Instandhaltung  der 
ausgeschiedenen  Straßen  beteiligte  sich  der  Staat;  er  zeigte 
stets  sein  Interesse  für  Bau  anderer  Straßenzüge  und 
gewährte  hierzu  Beiträge.  Die  Qemeindebeiträge  beliefen 
sich  in  den  Jahren  1857—1867  auf  30%  zur  Verbesserung 
der  Straßen.  Das  Landstraßenwesen  blieb  also  in  fort- 
schreitender Entwicklung.  Die  Aufwendungen  für  Landstraßen 
betrugen  von  1831—1851  insgesamt  5 335  254  Mark.  Der 
Jahressatz  stellt  sich  damit  auf  etwa  254  059  Mark.  Von 
1852  an  aber  erreichte  diese  Summe  ihre  doppelte  Höhe. 
So  wurden  1852—1875  jährlich  426  046  Mark  verausgabt. 
Die  Gesamtsumme  in  diesem  Zeitabschnitt  beträgt  10  225  137M. 
Sehr  oft  jedoch  überschritten  die  jährlichen  Ausgaben  den 
angegebenen  Durchschnitt.  Das  Jahr  1874—1875  weist 
allein  die  Verausgabung  von  845  901  Mark  auf. 

SeitErlaß  des  Expropriationsgesetzes  vom  28.  August  1835 
zeigten  sich  bedeutende  Schwierigkeiten  hinsichtlich  der 
Güterentschädigungen.  Die  Entwicklung  bis  1852  erzielte 

1)  Erlaß  des  Qroßh.  Ministeriums  des  Innern  vom  19.  Mai  1856. 
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aber  den  Erfolg,  daß  einzelne  Gemeinden  von  diesem  Jahre 
an  freiwillig  Gelände  zum  Straßenbau  zur  Verfügung  stellten 
und  auch  ohne  Zwang  Beiträge  leisteten.  Mit  der  Zeit 
erwuchs  aus  diesem  freien  Willen  die  Regelmäßigkeit  der 
Beitragszahlung.  Und  hierin  liegt  die  Grundlage  zum  Straßen- 
' gesetz  von  1868.  Auch  technische  Neuerungen  brachten 
'■  diese  Jahre.  Trotz  der  seit  50  Jahren  um  mehr  als  ein 
; Drittel  gewachsenen  Materialpreise  und  Arbeitslöhne,  trugen 
die  ausgeführten  Maßnahmen  nicht  unwesentlich  dazu  bei, 
die  Baukosten  relativ  niedrig  zu  halten. 

I 

] Obgleich  das  Eisenbahnnetz  mehr  und  mehr  an  Aus- 

] dehnung  gewann,  blieb  doch  auch  der  Straßenbau  nicht  in 
j seiner  Entwicklung  stehen.  Denn  nur  Schienenweg  und 
j Landstraße  in  ihrer  Vereinigung  vermögen  die  bestmögliche 
Entfaltung  des  Verkehrs  herbeizuführen.  Die  Industrie  konnte 
dadurch  nur  gewinnen. 

I 

I Bald  aber  war  die  Unzulänglichkeit  des  alten  Straßen- 

gesetzes bei  diesen  Fortschritten  zu  spüren.  Es  mußten  vor 
allem  die  zunächst  am  meisten  Interessierten  neben  den 
allgemeinen  Steuerkräften  des  Landes  zur  Leistung  und 
Aufbringung  der  erforderlichen  Summen  herangezogen  werden, 
i Das  Gesetz  vom  5.  Oktober  1863,  die  Organisation  der 
inneren  Verwaltung  betreffend,  greift  damit  in  den  Organismus 
der  Behörden  für  Wasser-  und  Straßenbau  ein/.  Nach 
seinen  Gr undprincipien  „die  Selbstverwaltung  der  Interessenten“ 
gesteht  es  den  Kreisversammlungen  das  Recht  zu,  alle  Ein- 
< richtungen  und  Anstalten,  welche  die  Entwicklung  und 
Förderung  der  Interessen  des  betreffenden  Kreises  zum  Zweck 
haben,  zum  Gegenstand  ihrer  Beschlüsse  zu  machen.  Damit 
ist  auch  das  Recht  den  in  Frage  kommenden  Kreis  Versammlungen 
eingeräumt,  über  Bau,  Umbau,  Korrektionen  usw.  von  Straßen 
zu  bestimmen. 

Dieser  Grundgedanke  der  Interessenten-Verwaltung, 
vollzogen  durch  Kreise  und  Bezirke,  liegt  auch  in  dem 
Straßengesetz  von  1868. 


1)  Reg.  Bl.  V.  1863  S.  399. 
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Eine  Denkschrift  über  ein  neues  Straßengesetz  wurde 
am  5.  Oktober  1866  gegeben.  Sie  beruhte  auf  dem  Gedanken 
der  Notwendigkeit  neuer  gesetzlicher  Bestimmungen,  ferner 
auf  dem  Grundsatz,  daß  die  Beteiligten  zur  Leistung  von 
1 räcipualbeiträgen  für  die  Bau-  und  Unterhaltungskosten  der 
wichtigen  Landstraßen  beizuziehen  sind.  Verschiedene  Vor- 
schläge wurden  bezüglich  der  Kostenverteilung  gemacht.  Die 
meisten  Kreisversammlungen  beabsichtigten  den  Gemeinden 
und  Kreisen  nur  je  ein  Viertel  des  Straßenaufwands  auf- 
zuerlegen, der  Staatskasse  aber  die  Hälfte.  Die  Regierung 
gab  nach  Prüfung  der  Anstände  und  Vorschläge  im  Jahre 
1867  einen  neuen  Gesetzentwurf.  Dieser  Entwurf  wurde 
am  14.  Januar  1868  zum  Gesetz  0. 

Das  genannte  Gesetz  teilte  vor  allem  die  öffentlichen 
Wege  mit  Rücksicht  auf  ihre  Wichtigkeit  für  den  Verkehr 
in  zwei  Klassen  ein  (§  1): 

1.  In  Genieindewege, 

2.  In  Landstraßen. 

Erstere  sind  solche  öffentlichen  W'ege,  welche  nur  dem 
allgemeinen  Verkehr  innerhalb  der  Gemarkung  dienen,  oder 
vorzugsweise  die  nachbarliche  Verbindung  einer  Gemeinde 
mit  einer  anderen  zum  Zwecke  haben.  Landstraßen  aber 
sind  solche,  welche  einen  über  diesen  örtlichen  oder  nach- 
barlichen hinausgehenden  Verkehr  vermitteln  und  nach  Maß- 
gabe des  folgenden  Paragraphen  in  diese  Klasse  eingereiht 
sind.  (§  2). 

Dieser  § 3 lautet:  „Als  eingereiht  in  die  Klasse  der 

Landstraßen  ist  eine  Straße  zu  betrachten,  sobald  der  auf 

die  Staatskasse  zu  übernehmende  Beitrag  im  Staatsbudget 
genehmigt  ist. 

Ueber  die  Einreihung  und  Ausscheidung  werden  die 
beteiligten  Gemeinden  und  Kreisverbände  vernommen.“ 

Das  Antragsrecht  über  Bau  und  Unterhaltung  der 
Landstraßen,  über  Aufnahme  und  Ausscheidung  von  Straßen 
in  und  aus  dem  Landstraßenverband  steht  einzig  und  allein 
der  Regieiung  zu.  Hinsichtlich  der  Pläne,  der  Ueberschläge 


1)  Reg.  Bl.  V.  ]868  S.  13. 
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usw.  müssen  die  Vertreter  der  Kreise,  des  Bezirks  und 
Gemeinden  vorher  gehört  werden.  Ferner  waren  die  nach 
J den  Bestimmungen  des  neuen  Gesetzes  zu  Straßenneu-  und 
' Umbauten  von  den  Kreisen  und  den  Gemeinden  zu  leistenden 
! Beiträge  äußerst  gering.  Auch  wurden  alle  Straßen,  die  im 
Gemeindeeigentum  standen,  zu  denen  der  Staat  aber  bis 
31.  Dezember  1867  einen  Beitrag  zugesteuert  hatte,  vom 
1.  Januar  1868  an  in  den  Landstraßenverband  aufgenommen. 

Die  Länge  dieser  Straßen  betrug  1447,44  km.  Ihnen 
standen  Ende  des  Jahres  1867  1724  km  eigentlicher  Land- 
straßen gegenüber^). 

Ferner  wurden  Straßen,  die  zu  jenem  Zeitpunkt  Bedürfnis 
waren,  erbaut  oder  Hauptkorrektionen  an  solchen  nach  gegen- 
seitiger Vereinbarung  über  die  entstehenden  Kosten  vor- 
genommen. Jedoch  mußten  sich  nicht  allein  Gemeinden,  in 
deren  Gemarkung  die  betreffenden  Straßen  tagen,  an  den 
Aufwendungen  beteiligen,  sondern  auch  solche  Gemeinden, 
die  lediglich  ein  Interesse  an  dem  Bau  aufwiesen,  endlich 
Korporationen  und  Private.  Die  Leistungen  konnten  in 
Naturalien  wie  in  Geld  bestehen.  Durch  solche  Maßnahmen 
erwuchs  den  Gemeinden  ein  Vorteil.  Es  ist  aus  den  Gemeinde- 
rechnungen der  60  er  Jahre  zu  ersehen,  daß  der  durchschnitt- 
liche Unterhaltungsbeitrag  pro  laufende  Rute  nur  12  Kr. 
betrug.  Das  Gesetz  setzte  diesen  Durchschnittsatz  auf  10  Kr. 
= 9,52  Pf.  herab,  obwohl  der  Entwurf  13  Kr.  verlangt 
hatte.  Es  entfallen  dann  nach  dem  neuen  Straßengesetz  auf 
den  Staat  V2.  auf  den  Kreis  und  die  Gemeinde  je  Vi  der 
Unterhaltungskosten.  (§  5.)  Auch  in  diesem  Punkte  hatte 
der  Entwurf  den  Beitrag  für  Kreis  und  Gemeinde  höher, 
nämlich  auf  Vs,  fixiert.  Das  nach  dem  Gesetz  nunmehr  auf 
die  Gemeinden  entfallende  Viertel  wird  unter  die  einzelnen 
nach  der  Länge  der  ihre  Gemarkung  durchziehenden  Straßen- 
strecken umgelegt.  Während  das  auf  dem  betreffenden 
Kreisverband  ruhende  Viertel  nach  dem  für  die  Kreisbedürf- 
nisse bestehenden  Umlagefüß  aufgeteilt  wird. 

Der  Aufwand  für  Hauptkorrektionen  der  Landstraßen 
wird  nach  § 5,  2 zu  */c  von  der  Staatskasse,  zu  je  U von 

1)  Baer:  Chronik  S.  44ff. 
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den  Qemeiiideii,  durch  deren  Oeinarkung  die  betreffenden 
Straßen  ziehen,  und  von  den  Kreis\-erbänden,  denen  die  in 
Frage  stehenden  Gemeinden  angehören,  bestritten  *).  Dieses 
Entgegenkommen  des  Staates  kann  aber  nur  dann  in  die 
Tat  umgesetzt  werden,  wenn  das  Budget  die  Mittel  dazu 
aufzuweisen  vermag. 

Dem  Staate  sind  aus  diesem  Gesetze  gewaltige  Lasten 
erwachsen  ^).  Es  wurden  daher  in  den  einzelnen  Budgets 
Aenderungen  zu  Gunsten  der  Leistung  der  Staatskasse  vor- 
genommen. 

Der  Einfluß  dieses  neuen  Straßengesetzes  war  auch  auf 
die  Verbesserung  des  Zustandes  der  Landstraßen  und  die 
Erweiterung  des  gesamten  Landstraßennetzes  von  weit- 
tragender  Bedeutung.  So  wurde  am  16.  Mai  1870^)  ein 
Gesetz,  die  Vervollständigung  des  Landstraßennetzes  betr., 
erlassen.  Es  stellt  den  Vollzug  des  §22  des  Straßengesetzes 
von  1868  dar.  Nach  den  Bestimmungen  des  neuen  Gesetzes 
sollen  127  Straßen,  die  entweder  schon  Landstraßen  sind, 
oder  zu  solchen  erhoben  werden,  innerhalb  acht  Jahren  nach 
den  Gesichtspunkten  der  neuesten  Verkehrsansprüche  einer 
durchgehenden  Korrektion  unterzogen  werden.  Die  zu  diesem 
Zwecke  bewilligte  Aufwandsumme  betrug  5 571  429  MarkD- 
Zu  dieser  Summe  waren  noch  die  nach  § 22  des  Gesetzes 
von  1868  zu  vereinbarenden  Interessentenbeiträge  zuzurechnen. 
Die  Schätzung  derselben  belief  sich  auf  ungefähr  9®/o  der 
Bewilligung“).  Da  es  aber  an  allen  Vorarbeiten  fehlte, 
wurden  die  genannten  Aufwandsummen  nur  schätzungsweise 
bewilligt,  mit  der  Bestimmung,  daß  wenn  sich  ein  Ueberschuß 
herausstellen  sollte,  weitere  Straßenverbesserungen  davon 

1)  Unter  Umständen  kann  die  Staatskasse  auch  mehr  als 
übernehmen,  z.  B.  bei  ßrückenbauten,  schwierig  anzulegenden  Gebirgs- 
straßen U.S.W.;  vergl.  § 5 des  gen.  Gesetzes. 

2)  So  übernahm  in  den  Jahren  186H— 75  von  dem  gesetzlichen 
Beitrag  der  Gemeinden  und  Kreise  die  Staatskasse  466840  Mk.,  im 
Durchschnitt  also  jährlich  95855  Mk;  Vergl.  Näheres  Baer:  Chronik 
S.  45. 

3)  Ges.-  und  Ver.-Bl.  S.  377. 

4)  Baer:  Chronik  S.  52. 

5)  Diese  Summe  betrug  278860  fl. 


19 


bestritten  werden  müßten.  Das  neue  Gesetz  trat  sofort  in 
Kraft. 

Am  25.  Juni  1876  kam  es  zu  einem  Nachtragsgesetz 
über  die  Vervollständigung  des  Landstraßennetzes  ^).  Denn 
es  häuften  sich  auch  fernerhin  noch  die  Gesuche  um  Aufnahme 
von  Gemeindewegen  in  die  Klasse  der  Landstraßen,  eine 
Folge  des  günstigen  Beitragsverhältnisses  zu  Landstraßen- 
bauten für  Gemeinden  und  Kreise.  Auch  der  Aufschwung, 
den  das  Eisenbahnwesen  nahm,  trug  das  Seinige  dazu  bei. 
Die  zum  Zwecke  der  Vervollständigung  des  Landstraßen- 
netzes  1870  bewilligten  Straßenneubauten  erschienen  bald 
ungenügend.  Immer  größere  Beitragssummen  mußte  die 
Staatskasse  leisten.  Der  Gesamtaufwand  für  Unterhaltung 
der  Landstraßen  erreichte  in  den  Jahren  1868—1875  pro  m 
42,63  Pf.  Hievon  übernahm  die  Staatskasse  24,11  Pf.  pro 
111,  die  Kreise  10,15  Pf.  pro  m und  die  Gemeinden  statt 
10,11  Pf.  nur  8,27  Pf.  pro  m ^).  Zu  den  Neubaukosten  der 
Landstraßen  bezahlten  die  Kreise  und  die  Gemeinden  zu- 
sammen nur  ein  Drittel  der  Kosten.  Das  neue  Gesetz  v'^on 
1876  bewilligte  infolge  der  gesteigerten  Ansprüche  2 428  571  M. 
\'on  der  Gesamtsumme  wurden  bis  Ende  1876  4 312  887  .M. 
verwendet.  Die  Gesamtbewilligung  belief  sich  für  diesen 
Zweck  auf  8 Millionen  Mark  und  hierbei  wurde  angenommen, 
daß  außerdem  9Vo  d.  i.  720  000  M.  an  Beiträgen  verwendet 

werden  könne. 

Das  Landstraßennetz  erfuhr  durch  diese  Bauten  eine 
bedeutende  Ausdehnung  und  zählte  Ende  1876  3730  km, 

während  es  1868  nur  3172  km  umfaßte. 

Die  Aufgabe  der  Straßenbauverwaltung  wurde  eine 
immer  umfangreichere.  Die  Bewilligung  für  Straßenbauten 
betrug  unter  Einrechnung  der  Kreditreste  der  früheren 
Periode  und  des  Aufwands  für  Schiffbrücken  im  Jahre  1874  bis 
1875*)  3072  134  Mk.  = 1 792  078  11.,  während  der  Aufwand 
in  den  Jahren  1870  — 1871  und  1872 — 1873  nur  eine  Höhe 
von  900000  fl.  erreichte.  Der  allmähliche  Vollzug  des 

1)  Ges.-  und  Ver.-Bl.  S.  185. 

2)  Vergl.  Baer:  Chronik  S.  57. 

3)  Jahresberichte  des  Handelsministeriums  1874—75. 
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Gesetzes  vom  18.  April  1870,  die  Vervollständigung  des 
Landstraßennetzes  betreffend,  war  wohl  die  Ursache  zu  dieser 
hohen  Aufwandsumme. 

Unter  der  Bevölkerung  wird  das  Interesse  für  Wegebau 
immer  größer.  Sie  nimmt  tätigen  Anteil,  da  sie  mehr  und 
mehr  erkennt,  daß  bei  dem  durch  die  Eisenbahnen  mächtig 
erweiterten  Absatzgebiet  die  Erzeugnisse  der  Wald-  und 
Landwirtschaft  wie  der  Industrie  nur  bei  Ermäßigung  der 
I ransportkosten  auf  eine  möglichst  geringe  Höhe  sich  mit 
entsprechendem  Nutzen  verwerten  lassen*).  Diese  Anschauung 
tritt  vorzugsweise  in  jenen  Landbezirken  unverkennbar  zu 
Tage,  wo  entweder  eine  in  hohem  Grade  entwickelte 
Industrie  besteht  oder  die  Land-  und  Forstwirtschaft  auf 
möglichst  vorteilhaften  Absatz  ihrer  Erzeugnisse  bedacht  sein 
muß.  Das  Landstraßennetz  wurde  zur  Förderung  dieser 
Interessen  durch  die  Bestimmungen  der  Gesetze  vom  Jahre 
1868  und  der  Vervollständigungsgesetze  von  1870  und  1876 
beträchtlich  erweitert.  Die  Länge  der  in  den  Landstraßen- 
verband aufgenommenen  öffentlichen  Wege  betrug  nach 
Inkrafttreten  des  Straßengesetzes  im  Jahre  1868  3172,5  km 
und  ist  bis  Ende  1881  bereits  auf  3979,3  km  gewachsen. 
Die  Budgetanforderungen  in  Höhe  von  1 788  125  Mk.  erfuhren 
von  Seiten  der  Landstände  eine  glatte  Bewilligung.  Dieses 
Interesse  ist  der  beste  Beweis,  daß  wenn  auch  die  für 
Straßenbau  aufgewandten  Summen  dem  gesamten  Staats- 
aufwand gegenüber  enorm  hoch  erscheinen,  man  doch  nicht 
mit  den  Ausgaben  zu  weit  gegangen  ist. 

Die  beteiligten  Interessentenkreise  haben  endlich  auch  zur 
Ausführung  der  in  den  Gesetzen  vom  16.  April  1870  und 
vom  25.  Juni  1876  dotierten  Straßenbauten  bereitwilligst 
mitgewirkt. 

Im  Allgemeinen  habeti  sich  also  die  Bestimmungen  der 
neuen  Gesetzgebung  bewährt.  Indessen  auch  Schattenseiten 
begannen  sich  zu  zeigen.  Vor  allem  stellte  es  sich  heraus, 
daß  die  der  Regelung  der  Beitragspflicht  der  Qemarkungs- 
gemeinden  zu  Grunde  liegende  Absicht,  wonach  die  beteiligte 

1)  Jahresberichte  des  Handelsministeriums  1878— 79  S.  1 ff. 
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Gemeinde  zur  Unterhaltung  der  Landstraßen  so  viel  beitragen 
sollte,  als  sie  zur  Unterhaltung  eines  ordnungsmäßigen 
Gemeindewegs  zu  leisten  hätte,  nur  sehr  unvollkommen  zur 
Verwirklichung  gelangte.  Denn  der  durchschnittliche  Auf- 
wand der  Gemeinden  für  die  Unterhaltung  der  Qemeinde- 
wege  betrug  schon  im  Jahre  1868  12  Pf.  pro  m,  ist  gestiegen 
bis  1876  auf  16,4  Pf.  pro  m und  stand  trotz  Ermäßigung 
der  Material-  und  Arbeitspreise  im  Jahre  1881  immer  noch 
auf  14,7  Pf.  pro  m.  Die  Summen,  welche  zu  dem  Beitrags- 
viertel der  Gemarkungsgemeinden  wegen  der  Ueberschreitung 
des  Maximums  von  10  Pf.  auf  die  Staatskasse  fielen,  betrugen 

allein  in  den  Jahren  1861—1881  1396098  Mark. 

Es  wurden  auch  Beschwerden  von  Seiten  der  Kreisorgane 
laut;  die  Kreisverbände  hatten  nämlich  nach  § 5 Ziffer  Ib 
ein  Viertel  der  Kosten  für  die  Unterhaltung  der  Landstraßen 
zu  tragen*).  Dieser  Belastung  gegenüber  fehlte  ihnen  aber 
das  Aequivalent  einer  tätig  eingreifenden  Mitwirkung  in  der 
Verwaltung.  Es  wurde  daher  in  den  Beratungen  der  zweiten 
Kammer  vom  27.-28.  Januar  1880  als  eine  dringende 
Forderung  der  Billigkeit  hervorgehoben,  daß  entweder  eine 
Befreiung  der  Kreise  von  der  Beitragsleistung  stattfinde  oder 
aber  denselben  eine  Mitwirkung  bei  der  Verwaltung  zugestanden 
würde.  Darauf  erfolgte  die  Zusage  einer  Revision  des 
Straßengesetzes  von  Seiten  der  Regierung.  Auf  Grund  der 
von  der  Oberdirektion  des  Wasser-  und  Straßenbaues 
gelieferten  Unterlagen  hat  dann  die  Regierung  im  Laufe  des 
Jahres  1881  einen  vorläufigen  Entwurf  eines  Straßengesetzes 
ausgearbeitet.  Der  Grundgedanke  desselben  sollte  tintei 
Schaffung  einer  neuen  Kategorie  von  Kreisstraßen  den 
Kreisverbänden  eine  entsprechende  Mitwirkung  bei  der  Ver- 
waltung der  öffentlichen  Wege  geben,  gleichzeitig  aber  eine 
Entlastung  derselben  von  der  Beitragsleistung  zur  Unter- 
haltung der  Landstraßen  herbeigeführt  werden.  Der  Entwurf 
wurde  am  14.  Juni  1884  zum  Gesetz  ^)^). 

1)  Geschäftsberichte  des  Ministeriums  des  Innern  1880  81 
S.  482  ff. 

2)  Auch  wurde  vom  Ministerium  in  den  Jahren  ISSO  81  der 
Entwurf  einer  neuen  Straßenpolizeiordnung  ausgearbeitet,  da  die 
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Am  8.  April  1884  wurde  eine  Straßengesetz  - Novelle 
eilassen,  die  Vervollständigung  des  Straßennetzes  betreffend’). 

Damit  tritt  das  badisehe  Straßenwesen  in  eine  neue 
Periode  ein.  Das  nunmehrige  Straßengesetz  schuf  eine 
Mittelklasse  der  öffentlichen  Wege:  die  K r e i s s t r a ß e n. 
Diese  sollen  durch  die  Kreis  verbände  unterhalten  und  auch 
verwaltet  werden.  Die  Verbände  erhalten  dadurch  ein 
eigenes  Gebiet  der  Betätigung.  Das  Gesetz  nimmt  auch 
üen  Kreisverbänden  die  bisherigen  Leistungen  für  Land- 
straßenzwecke ab.  Auch  sollten  die  neuen  Bestimmungen 
eine  Entlastung  der  Geniarkungsgemeinden  und  der  sogen. 
Verbandsgemeinden  herbeiführen.  Sehließlieh  dachte  man 
durch  diese  Klassifizierung  eines  Teils  bisheriger  Landstraßen 
Ersparnisse  in  dem  Unteilialtungsaufwand  zu  erzielen. 

Im  Landstraßenverbande  befanden  sich  nämlich  bis  zum 
Inkrafttreten  des  Gesetzes  4 000,084  km  Landstraßen;  auf 
Grund  der  neuen  Bestimmungen  wurden  als  Kreisstraßen 
932,747km  ausgeschieden^).  Im  Landstraßenverband  verblieben 
also  3067,337  km  mit  einem  gedachten  Unterhaltungsaufwand 
von  jährlich  1 578  580  Mk.  Der  Beitrag  der  Kreise  zum 

Landstraßenunterhaltungsaufwand  betrug  1880 — 1881  durch- 
schnittlich jährlich  441  167  Mk. ; zu  dieser  Summe  sind  noch 
die  Leistungen  der  Kreise  für  Neubauten  und  Hauptkorrektionen 
nach  dem  Durchschnitt  von  1869—1881  mit  jährlich 
651  192  Mk.  zuzurechnen.  Die  Gesamtbeitragssumme  beliefe 

bisher  geltende  sich  in  materieller  Hinsicht  als  sehr  abänderungs- 
bedurftig  erwiesen  hatte.  Vergl.  des  Näheren  hierüber  Jahresbericlitc 
des  Ministeriums  d.  Innern  1880-81  S.  485.  Die  neue  StraOenpoIizei- 

ordnung  trat  am  12.  Mai  1882  in  Kraft.  (Ges.-  und  Ver-131  188^ 
S.  129-135.) 

3j  Ges.-  und  Ver.-Bl.  S.  285. 

1)  Ges.-  und  Ver.-Bl.  S.  113. 

2)  Nach  dem  Durchschnitt  von  1880-81  verursachten  die  Land- 
straßen einen  Unterhaltungsaufwand  von  1898628  Mk.  Die  als  Kreis- 
straßen ausgeschiedenen  Straßenstrecken  hatten  nach  dem  Durch- 
schnitt von  1880—81  etwa  320000  Mk.  jährlich  erfordert.  Durch  eine 
größere  Individualisierung  des  Unterhaltungssystems  hoffte  man  auf 
eine  Ersparnis  von  etwa  15  % der  Gesamtunterhaltungskosten,  d.  li. 
eine  Verminderung  von  ungefähr  272050  Mk.  Vergl.  hierüber  Jahres- 
berichte des  Minist,  d.  Innern  1884-88  S.  344  ff. 
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I sich  damit  auf  500  000  Mk.  Es  erfolgte  somit  eine  Entlastung 

I der  Kreise  um  etwa  227  950  Mk.  Eine  weitere  Minderung 

ward  für  die  Kreise  dadurch  möglich,  daß  nach  den  Be- 
stimmungen des  Landstraßengesetzes  die  Gemarkungs- 
gemeinden zu  Beiträgen  für  die  Unterhaltung  der  Kreisstraßen 
bis  zu  etwa  einem  Drittel  des  Aufwandes  herangezogen 
werden  dürfen’)*)^). 


1)  Jahresberichte  des  Minist,  d.  Innern  S.  354. 

2)  Man  rechnete  ferner  mit  einer  Entlastung  der  Gemarkungs- 
gemeinden um  etwa  92  637  M.  durch  den  Wegfall  des  bisher  dem 
Kreisverbande  obliegenden  Viertels  des  Landstraßenunterlialtungs- 
aufwands.  Auch  hoffte  man  aus  demselben  Grunde  die  Beitrags- 
leistungen derjenigen  Gemeinden,  deren  Gemarkung  von  einer  Land- 
straße nicht  durchzogen  wird  — sog.  Verbandsgemeinden  — durch 
Verminderung  ihrer  Kreisumlageanteile  um  jährlich  47  296  Mk.  zu 
ermäßigen.  Die  Leistung  der  Staatskasse  berechnete  man  statt  bisher 
— nach  dem  genannten  Durchschnitt  von  1880 — 81  — 1 092000  Mk. 
an  einem  jährlichen  Aufwand  von  1 578  780  Mk.  drei  Vierteile  mit 
1 183  935  Mk.;  somit  ein  Mehr  von  91  935  Mk.  Bei  den  Kommissions- 
beratungen über  den  Gesetzentwurf  hat  die  Regierung  als  Ueber- 
gangsbestimmung  auf  die  Dauer  von  3 Jahren  einen  jährlichen 
Staatszuschuß  von  50000  Mk.  in  Aussicht  gestellt,  weil  die  ange- 
nommene Minderung  des  Unterhaltungsaufwands  für  Kreisstraßen 
von  320000  Mk.  auf  272050  Mk.  noch  zweifelhaft  erschien.  Im  Wege 
eines  Kompromisses  wurde  dieser  Zuschuß  für  die  genannte  Zeit 
auf  100000  Mk.  erhöht.  (§  42  d.  Ges.)  Die  Kreisverwaltungen  sind 
der  ihnen  gestellten  Aufgabe  in  vollem  Umfang  gerecht  geworden. 
Die  beabsichtigte  Entlastung  ist  zur  Tatsache  geworden.  Die  Kreise 
haben  für  die  Unterhaltung  der  ihnen  durch  das  Gesetz  überwiesenen 
Kreisstraßen  1885—87  durchschnittlich  jährlich  292477  Mk.  aufge- 
wendet. Sieht  man  von  dem  Staatszuschuß  in  Höhe  von  lOCOOO  Mk- 
ab,  so  ergiebt  sich  gegenüber  1884  ein  Weniger  von  162518  Mk. 
Rechnet  man  hierzu  noch  den  Wegfall  für  Neubauten  und  Haupt- 
korrektionen  mit  durchschnittlich  jährlich  65  192  Mk.,  so  ergiebt  sich, 
daß  die  Gesamtentlastung  der  in  der  Begründung  zum  Gesetzentwurf 
angenommenen  Summe  nahezu  entspricht. 

3)  So  entfallen  von  den  Gesamtkosten  der  Landstraßen  als 
Beiträge  im  Sinne  des  § 10  des  Straßengesetzes  auf  die  beitrags- 
pflichtigen Gemeinden-  und  Gemarkungsinhaber  für  die  Jahre  1905 
bis  1912  4478033  Mk.  Indessen  es  kamen  diese  Beiträge  in  den 
einzelnen  Jahren  nie  völlig  zum  Einzug.  Die  Reste  blieben  in  Höhe 
von  193198  iVlk.  der  Staatskasse  zur  Last. 
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Endlich  beschäftigte  sich  das  Ministerium  mit  der  Revision 
einzelner  Bestimmungen  der  Straßenpolizeiordnung  vom 
12.  Mai  1882.  Diese  Abänderungen,  auf  die  hier  nicht  näher 
eingegangen  werden  soll,  sind  in  den  Verordnungen  vom 
25.  November  1889^)  und  vom  24.  März  1893  enthalten. 
Eine  weitere  Verordnung  vom  29.  Oktober  1895 ')  regelt  den 
Verkehr  mit  Fahrrädern  auf  öffentlichen  Wegen  und  Plätzen. 

1892  wurde  die  Errichtung  dreier  weiterer  Wasser-  und 
Straßenbauinspektionen  mit  dem  Sitz  in  Lahr,  in  Bruchsal 
und  in  Rastatt  verfügt.  Die  gleiche  Verordnung  bestimmt 
die  Errichtung  einer  Sektionsabteilung  in  Pforzheim. 

Das  Straßenwesen  in  den  Jahren  1896— 1904  befindet 

sich  auf  der  Grundlage  des  Straßengesetzes  von  1884  in 
stetiger  Entwicklung. 

Der  außerordentliche  Hochstand  des  wirtschaftlichen 

Lebens,  wie  er  in  der  zweiten  Hälfte  der  1890  er  Jahre 

überall  m Deutschland  hervorgetreten  ist,  hat  auch  an  die 

Tätigkeit  auf  dem'  Gebiet  des  Straßen-  und  Wasserwesens 

größere  Anforderungen  gestellt.  Im  März  1896  kamen  dazu 

die  Folgen  einer  schweren  Hochwasserkatastrophe  im 

Schwarzwald.  Zahlreiche  Straßen  mußten  wieder  hergestellt 
werden. 

Durch  das  am  1.  Januar  1901  in  Kraft  getretene  Gesetz 
vom  16.  August  1900,  die  Aufhebung  des  Pflastergeldes  und 
die  Ausscheidung  der  Landstraßen  betreffend,  war  eine  An- 
zahl solcher  Straßenstrecken  von  dem  Landstraßennetz  los- 
ptrennt  worden.  Die  w^achsende  Benützung  der  die 
Städteordnungsstädte  durchziehenden  Landstraßen  war  die 
Veranlassung,  diesen  Straßen,  so  weit  sie  im  Bereich  des 
Ortsetters  liegen,  die  Eigenschaft  von  Gemeindewegen  zu 
geben.  Damit  w^aren  sie  Eigentum  der  Stadtgemeinde 
geworden.  Solche  Städte  erhalten  aus  der  Staatskasse 
jährliche  Zuschüsse.  Mit  dem  Inkrafttreten  dieses  Gesetzes 
hörte  aber  die  Erhebung  von  Pflastergeld  für  immer  auf. 

1)  Ges.-  u.  Ver.-Bl.  1889  S.  462. 

2)  Qcs.-  u.  Ver.-Bl.  1893  S.  39. 

3)  Ges.-  u.  Ver.-Bl.  1895  S.  377. 
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Eine  Ergänzung  erfuhren  die  straßenpolizeilichen  Vor- 
schriften durch  eine  Verordnung  vom  26.  März  1901,  betreffend 
den  Verkehr  mit  Motorfahrzeugen  auf  öffentlichen  Straßen 

und  Plätzen. 

Schließlich  ergingen  noch  einzelne  Bekanntmachungen 
und  Verordnungen  in  den  Jahren  1907,  1910  und  1912,  die 
aber  einer  wesentlicheren  Bedeutung  entbehren^).  Sie 
betreffen  den  Verkehr  mit  außerdeutschen  Kraftfahrzeugen, 
die  Aufhebung  des  Pflastergeldes,  bringen  eine  Ergänzung 
des  Verzeichnisses  der  Landstraßen  und  verfügen  über  die 
Ausscheidung  einzelner  Landstraßenstrecken,  deren  nament- 
liche Aufführung  hier  aber  zu  weit  führen  wmrde. 

Am  15.  Oktober  1908  trat  das  neue  Ortsstraßengesetz 
in  Kraft.  Es  kann  hier  deshalb  nur  flüchtige  Erw'ähnung 
finden,  obgleich  es  einen  weiteren  Fortschritt  und  neues 
Material  an  straßenrechtlichen  Materien  bietet,  da  der  vor- 
liegenden Abhandlung  nur  das  badische  Landstraßen  wesen 
zu  Grunde  liegt. 

1)  Im  Uebrigen  wäre  in  dieser  Hinsicht  auf  die  Ges.-u.VO.-Blätter 
der  Jahre  1907,  1908,  1910  und  1912  zu  verw'eisen. 


II.  Teil. 

Ökonomie  der  badischen 
Landstrai^en. 


§ 3.  VolkswirisdiafUiches  über  Verkehr,  insbesondere 

Wege  wesen. 


In  der  volkswirtscliaftlichen  Bedeutung  spielt  der  Verkehr 
eme  zweifache  Rolle.  Einerseits  ist  der  Transport  ledigiid 
em  Hdtsnnttel  der  Produktion  und  der  KonsumL,  anderer- 
seits jedoch  Selbstzweck,  d.  h.  eine  wirtschaftliche 

e-stung,  die  unmittelbar  um  ihrer  selbst  willen  produziert 

inicl  konsumiert  wird^). 

Heutziitage  wo  die  Oütererzeugung  auf  Arbeitsteilung 
und  Kapital  sicli  gründet,  wäre  ein  Fehlen  des  modernen 
- •ehrsMesen  ganz  undenkbar.  In  jedem  Stadium  des 

außerordentlich  wichtige 
Rohe  ).  Man  denke  nur  an  die  Vorbereitung  der  Qlitel 
erzeugung  „„d  die  Heranschaffung  der  Rohmaterialien  und 
.tssto  ie,  Maschinen.  Geräte,  Arbeitskräfte  usw.,  überall 
gieji  er  \erkehr  tätig  und  in  entscheidender  Weise  ein. 

ler  nicht  blos  das,  seine  Mitwirkung  beim  Handel,  seine 
\ e mittierninktio"  zwischen  Produzenten  und  Konsumenten 
"ird  mit  der  fortschreitenden  Kulturentwicklung  immer 
mächtiger;  \ erkelir  und  Kulturentwicklung  bedingen  sich  ia 
gegenseitig  und  stehen  zu  einander  in  beständiger  Wechsel- 
wirm^g.  Auch  im  Güterverkehr  läßt  sich  der  überaus 

1)  Sax:  Die  Verkehrsmittel  Bd.  1 S.  16 ff. 

2)  Vaii  der  ßorght:  Das  Verkehrswesen ’s.  6. 
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bedeutsame  Einfluß  keineswegs  verkennen.  Das  Gut.  welches 
aus  der  Hand  dessen,  für  den  es  hinsichtlich  seiner  Zw  ecke 
und  Bedürfnisse  oft  nur  geringe  Bedeutung  hat,  gelangt  in 
die  Hand  des  Empfängers,  für  den  es  einen  ungleich  höheren 
Mehrwert  durch  den  Verkehr  erhält').  Für  den  Personen- 
verkehr endlich  steht  es  ebenso  unzweifelhaft  fest,  daß  die 
Ortsveränderung  der  menschlichen  Arbeitskraft  eine  Wert- 
erhöhung der  letzteren  sowohl  für  den  Arbeitnehmer  als 
auch  für  den  Arbeitgeber  herbeizuführen  vermag. 

Was  wir  soeben  von  der  Werterhöhung  bemerkt  haben, 
trifft  andererseits  zu  für  die  Verminderung  des  Erzeugungs- 
aufwandes, der  Produktionskosten.  Und  diese  Wirkung  auf 
die  üesamthöhe  derselben  muß  um  so  intensiver  sein,  je 
mehr  Leistungen  zum  Zw'ecke  der  Produktion  seitens  des 
Verkehrs  erforderlich  sind.  Bei  der  heutigen  vollentwickelten 
Kultur  ist  ja  der  Produktionsprozeß  selbst  der  gewöhnlichsten 
Gebrauchsgegenstände  mit  Verkehrsleistungen  durchsetzt. 
Es  läßt  sich  also  eine  Eiinvirkung  auf  die  Herstellungskosten 
keineswegs  verkennen  und  diese  überträgt  sich  wiederum 
wöMterhin  auf  die  Preise  der  Güter  selbst.  Bei  allen  Gütern, 
die  einen  Marktpreis  haben,  und  bei  denen  das  Angebot 
einer  gesteigerten  Nachfrage  sich  anzupaßen  vermag,  muß 
eine  Herabminderung  der  Produktionskosten  selbstverständlich 
auch  ein  entsprechendes  Sinken  ihres  Preises  im  Gefolge 
haben.  Denn  die  Tauschpreise  regulieren  sich  unter  dem 
Einfluß  der  Konkurrenz  nach  den  Produktionskosten  dergestalt, 
daß  dieselben  das  Bestreben  zeigen,  sich  auf  das  Niveau  der 
innerhalb  des  Konkurrenzkreises  niedrigsten  Produktions- 
kosten, zu  denen  die  Versorgung  des  Gesamtbedarfes  erfolgen 
kann,  einschließlich  eines  durchschnittlichen  Gewinnsatzes, 
zu  stellen").  Eine  Verbilligung  und  Vervollkommnung  des 
Transportes  hat  sohin  bei  allen  Marktgütern  ein  Sinken  der 
Durchschnittspreise  ihres  Marktgebietes  zur  Folge,  und  es 
wird  durch  den  verbesserten  Verkehr  gegenüber  den  Her- 
stellimgs-  und  Gewinnungskosten  ein  oft  nicht  unbeträchtlicher 
Ueberschuß  verbleiben,  sodaß  hinwdederum  eine  größere 

1)  Vau  der  Borght  a.  a.  O.  S.  8. 

2)  Sax  a.  a.  O.  S.  21. 


28 


Menge  von  Kapital  für  anderweitige  Produktion  freigemacht 

wirrten*"'  auch  eine  weitere  nicht  unbedeutende  Kapitalmenge 
Wird  für  d,e  Produktion  durch  den  Verkehr  ausgelöst.  In 
p er  inte  kommt  hier  die  größere  Oeschwindigkeit  der 
Quterbeiordernng  in  Betracht.  Denn  die  Zeit,  die  für  den 
Iransport  der  (jüter  notwendig  wird,  und  während  der  das 
Kapital  einer  nutzbringenden  Verwendung  entzogen  ist,  ver- 
mindert sich  in  erheblichem  iMaße.  Zugleich  wird  das 

Gewöhnlich  denkt 

man  hiebe,  lediglich  an  die  Verbilligung  des  Transports  und 
t nach  dem  Vorbilde  Thünens  festzustellen  versucht,  daß 
nnt  der  Verkehrsfähigkeit  auch  die  Absatzfähigkeit  wächst 
und  zwar  im  quadratischen  Verhältnis').  Stellt  man  sich 
namhch  das  Absatzgebiet  eines  Gutes  — Gleichheit  der 
Verhältnisse  vorausgesetzt  in  jeder  Hinsicht  - als  einen  Kreis 
vor,  dessen  Zentrum  der  Prodiiktionsort,  und  dessen  Halb- 
messer die  Lime  ist,  auf  welcher  das  Gut  transportfähig 

Xe  k'  I 'X  Verlängerung  der  Transport- 

s ecke  das  Absatzgebiet  in  den,  Verhältnis  aus,  in  welchem 

ein  Kreis  bei  Verlängerung  des  Halbmessers  an  Flächeninhalt 
gewinnt.  Diesen  Satz  hat  Sa.K  in  seinem  hier  wiederholt 
angeführten  Werke  ,Die  Verkehrsmittel  in  Volks-  und 
Staatswirtschaft'  aufgestellt.  Und  er  kommt  dabei  zu  den, 
bereits  oben  erwähnten  Schlüsse,  daß  die  Absatzfähigkeit  eines 
Gutes  im  quadratischen  Verhältnis  mit  der  Transportfähigkeit 
wachst.  Mögen  diese  Berechnungen  auf  einer  Abstraktion 
beruhen  und  sich  vielleicht  mit  der  Wirklichkeit  nicht  völlig 
decken,  so  vermögen  sie  doch  ein  anschauliches  Bild  von 
dem  Eimlusse  der  Verkehrsvervoilkommnung  zu  geben  und 
uns  die  Behauptung  erweisen,  daß  mit  der  rascheren  m"d 
besseren  Beforderungsmöglichkeit  die  Absatzfähigkeit  wächst. 

ritt  also  mit  der  größeren  Geschwindigkeit  der  Güter- 
beförderung eine  Ersparnis  an  Zeit  und  Kapital  zu  Tage,  .so 
wer  en  wir  die  Schlußfolgerung  zu  ziehen  haben,  daß  mit 
gleichem  Aufwande  eine  relativ  größere  Leistung  erzielt 


1)  Van  der  Borght  a.  a.  0.  S.  36. 
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wird,  wodurch  wiederum  ein  weiteres  Freiwerden  von 
Kapital  sich  bedingt. 

Durch  die  Entwicklung  des  Verkehrs-  und  Transport- 
wesens werden  aber  nicht  nur  die  einzelnen  Absatzgebiete 
einander  näher  gerückt  und  dem  Gute  hierdurch  eine 
erweiterte  Absatzmöglichkeit  geschaffen,  sondern  es  findet 
auch  eine  allmähliche  Ausgleichung  der  Warenpreise  in  örtlicher 
und  zeitlicher  Beziehung  statt.  Mit  andern  Worten,  die  Preise 
regulieren  sich  über  ein  erweitertes  Marktgebiet  hinaus,  und  dies 
wirkt  wiederum  auf  den  Tauschwert  der  Güter,  was  schließlich 
auf  die  Ausdehnung  der  Produktion  und  die  Aenderung 
ihres  Charakters,  sowie  auf  die  Verteilung  der  Güter  selbst, 
insbesondere  auf  den  Arbeitslohn,  die  Grundrente  usw.  von 
entseheidendem  Einflüsse  sein  kann. 

So  wird  denn  der  Verkehr  zu  einer  außerordentliehen 
Erleichterung  aller  Tauschbeziehungen  und  zur  Eörderung  der 
territorialen  und  beruflichen  Arbeitsteilung^). 

Aber  nicht  nur  dies  — auch  in  geistiger  und  sittlicher 
Beziehung  eines  Volkes  für  sein  politisches  Leben  und  nicht 
zuletzt  für  die  Rechtsentwicklung  desselben  hat  die  Förderung 
des  Verkehrswesens  eine  überaus  bedeutsame  Einwirkung 
geübt. 

Was  wir  aber  bisher  von  dem  Verkehrswesen  im  All- 
gemeinen gesagt  haben,  muß  insbesondere  auch  auf  das 
Landstraßenwesen  in  vollem  Umfange  zutreffen. 

Zwar  steht  die  Bedeutung,  die  das  Landstraßenwesen  in 
unserem  heute  so  hoch  entwickelten  Verkehre  einnimmt 
gegenüber  früheren  Zeiten  nicht  mehr  im  Vordergründe,  wenn 
auch  in  den  letzteren  Jahren  im  Zeichen  des  Kraftwagen- 
baues seine  Rolle  wieder  mehr  an  Umfang  gewonnen  hat. 
Gleichwohl  ist  aber  auch  heute  noch  die  Landstraße  durch- 
aus unentbehrlich,  denn  sie  hat  immer  noch  eine  sehr 
wichtige  und  gegenüber  anderen  Verkehrsmitteln  ergänzende 
Aufgabe  durchzuführen.  Haben  wir  doch  nicht  überall 

1)  Schon  Friedrich  List  hat  in  seinem  geistvollen  Werke 
„Deutsches  Nationaitransportsystem“  (S.  16ff.)  in  prägnanter  Weise 
auf  diese.  Förderung  der  territorialen  Arbeitsteilung  zwischen  den 
einzelnen  Städten  und  Provinzen  hingewiesen. 
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Eisenbahnen  und  Wasserwege,  deren  wir  uns  von  Ort  zu 
Olt  bedienen  könnten.  Für  den  Lokalverkehr  bleibt  darum 
nach  wie  vor  die  Landstraße  ein  dringendes  und  nicht  zu 
entbehrendes  Verkehrsmittel,  welches  die  Ausbildung  des 
Kleinbahnwesens  in  seiner  Bedeutung  kaum  abschw^ächen 
dürfte.  Sohin  vermitteln  die  Landstraßen  den  Anschluß  an 
das  große  Verkehrsnetz’)  und  füllen  die  Lücken  aus,  die 
der  Schienen-  und  Wasserweg  offen  gelassen.  Daher  ist  ihre 
Bedeutung  als  Zufahrtslinie  auch  heute  noch  sehr  erheblich. 
Selbst  im  Zeitalter  der  Eisenbahnen  sind  sie  also  keinesweos 
wertlos  geworden.  Im  Gegenteile,  die  Entwicklung  des 
Eisenbahnwesens  bedarf  ihrer  notwendig.  Die  Straßen  sind 
die  letzten  Verästelungen  des  Verkehrsnetzes“).  So  gehen 
Straßen-  und  Eisenbahnbau  Hand  in  Hand.  Unter  Umständen 
ist  ein  gutes  Straßennetz  sogar  Lebensbedingung  für  das 
Eisenbahnwesen.  Den  besten  Beweis  für' diese  Behauptung 
liefert  Griechenland.  Das  griechische  Eisenbahnwesen  konnte 
sich  nämlich  ohne  ausreichende  Landstraßen  nicht  entwickeln  =*). 
Nicht  anders  ist  die  Sachlage  in  unseren  Kolonien. 

Feinerhin  ist  auf  die  große  Verzweigungsfähigkeit  der 
Landstraßen  zu  verw^eisen  und  nicht  zuletzt  auch  auf  die 
Benutzungsmöglichkeit  für  jeden  Anlieger,  die  Fahrbarkeit 
für  alle  möglichen  Fahrzeuge  und  das  Befahren  gleichzeitig 
nach  zwei  verschiedenen  Richtungen.  Die  Möglichkeit  eines 
freien  Wettbewerbs  der  Frachtführer  ist  ebenfalls  hier  zu 
erwähnen.  Und  man  denke  ferner  an  Waren,  die  schon 
deshalb  den  Straßenweg  durchlaufen  müssen,  w^eil  ihnen  kein 
anderes  Verkehrsmittel  zu  Gebote  steht.  Sei  es,  daß  sie 
freiwillig  oder  unfreiwillig  von  der  Beförderung  auf  der 
Schiene  oder  zu  Schiff  ausgeschlossen  sind,  oder  weil  sie 
sich  zu  dieser  Beförderungsart  überhaupt  nicht  eignen. 
Geradezu  schlagend  tritt  die  Bedeutung  der  Landstraßen  für 
mihtärische  Zwecke  in  Kriegszeiten  zu  Tage.  Wie  unendlich 
schwnerig  hätte  sich  im  gegenwärtigen  Kriege  der  Aufmarssh 
unserer  Truppen  gestaltet,  wenn  wir  neben  der  Eisenbahn 

1)  Van  der  Borght  a.  a.  0.  S.  163. 

2)  Elster:  Handbuch  der  Staatswissenschaften. 

3)  Archiv  für  Eisenbahnwesen  S.  10  1896. 
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die  Landstraße  hätten  entbehren  müssen!  So  sind  denn 
letztere  ein  wichtiges  Glied  in  der  Kette  der  vielen  Verkehrs- 
wege auch  heute  noch  geblieben. 

Demgegenüber  stehen  freilich  auch  Mißiichkeiten,  die 
das  Landstraßeiiwesen  aufweist.  Vor  allem  ist  es  der  viel 
zu  große  Reibungswiderstand,  den  die  Straßen  der  Fort- 
bewegung entgegensetzen.  Darin,  wie  auch  in  ihrer 
beschränkten  Widerstandsfähigkeit  gegen  schwere  Belastung, 
liegt  auch  die  Unmöglichkeit  für  die  Verwendung  schwerer 
Wagen.  Es  bestehen  auch  sonstige  Nachteile.  So  können 
die  Beförderungsgegenstände  durch  die  stärkeren  Erschütter- 
ungen, denen  sie  auf  diesen  Transportwegen  ausgesetzt  sind, 
leichter  beschädigt  werden.  Von  einer  Fernwirkung  der 
Straßen  kann  also  schon  aus  diesem  Grunde  nur  in  geringem 
Maße  gesprochen  werden.  Ihre  Hauptbedeutung  liegt  im 
Nahverkehr.  Doch  gab  die  neueste  Zeit  den  Landstraßen, 
wie  bereits  angedeutet,  auch  für  den  Fernverkehr  wieder 
größere  Bedeutung  durch  die  Entwicklung  des  Fahrrad-  und 
Kraftwagenbaues. 

Diese  Entwicklung  läßt  sich  auch  im  Großherzogtum 
Baden  erkennen.  In  Baden  hatte  man  es  schon  frühzeitig 
als  eine  Notwendigkeit  erkannt,  eine  Einheit  des  in  viele 
Einzelterritorien  zersplitterten  Landstraßenwesens  zu  schaffen: 
denn  es  stellt  eines  der  wichtigsten  Durchgangsgebiete  dar. 
Und,  die  wirtschaftliche  Entwicklung  eines  Binnenlandes  von 
dieser  Bedeutung  kann  einzig  und  allein  nur  in  seiner 
Transporttechnik,  insbesondere  seinen  Wasser-  und  Land- 
wegen, überhaupt  in  der  höchsten  und  freiesten  Steigerung 
des  Verkehrs  liegen.  Vermöge  seiner  heute  so  hoch  ent- 
wickelten Verkehrsmittel  ist  Baden  in  allen  seinen  Teilen 
eng  verbunden.  Selbst  in  die  entlegensten  Gegenden,  in  die 
Tiefen  seiner  Wälder  hinein,  führt  heute  überall  ein  Netz 
von  Straßen-  und  Abfuhrwegen.  Das  Wirtschaftsleben  des 
Großherzogtums  ist,  wie  Gothein  schreibt,  ein  äußerst  mannig- 
faltiges. Die  Ursache  hiervon  liegt  in  der  großen  Verschieden- 
heit der  Bodengestaltung  und  auch  des  Klimas.  Ursachen, 
die  nicht  ohne  Einfluß  auf  die  Verkehrsverhältnisse  bleiben 
konnten.  Der  reiche  Wechsel  der  Naturbedingungen  wird 
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noch  übertroffen  durch  die  eigenartige  politische  Entwicklung 
der  vielen  Einzelterritorien,  die  das  heutige  Großherzogtum 
ausmachen.  „Für  ein  Land  von  so  seltsamer  Gestalt,  wie 
das  Großherzogtum,  war  die  Zusammenfassung  der  einzelnen 
Gebiete  ebenso  eine  volkswirtschaftliche  wie  eine  politische 
Notwendigkeit.  Daß  die  Landeshauptstadt  Karlsruhe  zwar 
an  einer  schmalen  Stelle,  aber  genau  in  der  Mitte  des  Landes 
liegt,  ist  hierbei  von  großem  Vorteil.  Baden’s  Lage  und 
seine  Längserstreckung  machen  zugleich  seine  Straßen  zu 

einem  der  wichtigsten  Glieder  des  durchgehenden  Welt- 
verkehrs“ ^). 

Der  Straßenbau,  mit  dem  Wasserbau  in  einer  Ober- 
direktion vereinigt,  stellt  heute  einen  der  wichtigsten  Ver- 
waltungszweige dar.  Trotz  der  bedeutenden  Kosten,  die  der 
Straßenbau  stets  verschlang,  kam  es  nie  zu  einer  Ueber- 
schreitung  des  regelmäßigen  Budgets.  Das  Großherzogtum 
Baden  ist  trotz  vielfacher  Schwierigkeiten  der  mannigfachsten 
Art  gegenwärtig  im  Besitze  eines  Straßennetzes,  das  als 
vorbildlich  gelten  darf. 


§ 4.  Der  Verkehr  auf  badisdien  Landstraßen. 

Der  Verkehr,  der  in  stetigem  Wachstum  begriffen  ist 
und  naturgemäß  dadurch  Veränderungen  hervorruft,  spielt 
im  Straßenwesen  wohl  die  ausschlaggebende  Rolle.  Denn 
er  übt  gewaltigen  Einfluß,  sowohl  auf  Unterhaltungssystem 
als  auch  auf  Aufwandskosten  beim  Straßenbau  aus. 

Verkehrsbeobachtungen  werden  bereits  seit  1850  zum 
Zwecke  der  Beurteilung  der  Bedeutung  der  Landstraßen  für 
die  Verkehrsinteressen  und  der  Dringlichkeit  ihrer  Korrektionen, 
durch  die  Landstraßenwärter  vorgenommen.  Zur  Vereinheit- 
lichung dieser  Beobachtungen  erging  am  4.  Juli  1853  eine 
besondere  Instruktion.  Nur  kurze  Unterbrechungen  erlitt  die 
Durchführung  dieser  Beobachtungen.  Zuerst  fand  während 

1)  Gothein : Das  Großherzogtum  Baden  S.  439  ff. 
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vier  Monaten,  die  auf  zwei  Jahre  in  der  Weise  verteilt 
wurden,  daß  annähernd  der  mittlere  Verkehr  sich  daraus 
ergab,  die  Zählung  statt.  (Im  September  und  Oktober  des 
ersten  und  März  und  April  des  zweiten  Jahres).  Vom 
Jahre  1908  an  wurden  die  Verkehrsbeobachtungen  an  52 
über  das  ganze  Jahr  verteilten  Tagen  angestellt.  Es  erfolgt 
diese  Anordnung,  um  ein  richtiges  Bild  vom  wirklichen 
Verkehr  zu  gewinnen,  das  durch  örtliche  Verschiedenheiten  in 
der  jahreszeitlichen  Verteilung  gestört  werden  könnte. 

Die  Beobachtimgsstrecken  erfuhren  eine  derartige  Ab- 
grenzung, daß  mit  dem  Wechsel  des  Verkehrs  auch  die 
Grenzen  dieser  Strecke  zusammen  fallen. 

Angestellt  werden  diese  Beobachtungen  an  Fahrzeugen 
mit  Zugtieren,  an  Fahrrädern,  Motorrädern  undMotorpersonen- 
und  Lastwagen.  Diese  letzteren  unterliegen  der  Zählung 
jedoch  erst  seit  1903.  Der  örtliche  landwirtschaftliche 
Verkehr  bleibt  unberücksichtigt. 

Der  Verkehr  eines  Jahres  findet  seinen  Ausdruck  in  der 
Zahl  der  Zugtiere  usw.,  die  durchschnittlich  an  einem  Tage 
die  Straße  nach  beiden  Richtungen  passieren.  Am  Ende 
eines  jeden  Jahres  werden  die  Resultate  zusammengestellt 
und  zur  leichteren  Uebersicht  graphisch  dargestellt. 

Auf  Grund  dieser  Resultate  sind  sämtliche  Landstraßen 

1.  nach  der  Zahl  der  darauf  gehenden  Zugtiere  in  sechs  Klassen 

eingeteilt: 

1.  Klasse  mit  einer  Frequenz  von  mehr  als  1000  Zugtieren  tägl. 


0 

^ • 

99 

99 

r 

V 

99 

„ 500—1000 

r 

99 

3. 

n 

99 

99 

99 

99 

99 

„ 100—500 

99 

f* 

4. 

V 

99 

99 

99 

99 

99 

„ 50—100 

99 

P 

5. 

99 

99 

ff 

99 

99 

99 

„ 30—50 

99 

P 

6. 

99 

99 

99 

99 

99 

weniger  als  30 

99 

99 

2.  nach  der  Zahl  der  Motorpersonenwagen  in  4 Klassen: 

1.  Klasse  mit  einer  Frequenz  von  mehr  als  20  M.P.  Wagen  tägl. 

w V V 11  20  „ „ 

2.  »»»  » »»r  b 10  „ „ 

4.  „ „ „ „ „ weniger  als  5 „ 

3 


3-4 


IjL^ 


3.  nach  der  Zahl  der  Motorlastwageii  in  5 Klassen  : 

1.  Klasse  mit  mehr  als  5 Motorlastwagen  täglich. 

2.  » „5  und  mehr  „ „ 

3.  „ „3  Motorlastwagen  täglich. 

4 ^ 

5.  » „ weniger  als  2 Motorlastwagen  täglich. 

Auch  die  Motorfahrräder  und  die  Fahrräder  erfuhren 
eine  derartige  Klassifikation. 

I.  Durchschnittliche  tägliche  Zahl  der  Zugtiere : 


, ahr 

Länge 

km 

Vo 

Mehr  als 
1000 

500  bis 
1000 

100  bis 
500 

50  bis 
100 

30  bis 
50 

weniger 

191)6/07 

3056,7 

35,7 

55,4 

1140,9 

1067,2 

447,8 

309,7 

100,00 

1,16 

1,82 

37,32 

34,92 

14,65 

10,13 

1908 

3047,5 

36,8 

86,9 

1477,2 

1012,4 

297,1 

137,1 

100,00 

1,21 

2,85 

48,47 

33,22 

9,75 

4,50 

19('9 

3044,3 

34,8 

87,1 

1265,6 

1033,7 

427,1 

196,0 

100,00 

1,15 

2,86 

41,57 

33,951 

14,03 

6,44 

1910 

3045,3 

26,9 

83,1 

1235,2 

1072,2 

386,4 

241,5 

100,00 

0,88 

2,73 

40,56 

35,21 

12,69 

7,93 

191  1 

3045,7 

32,6 

83,2 

1218,0 

! 1078,4 

392,5 

241,0 

100,00 

1,07 

2,73 

39,99 

35,41 

12,89 

7,91 

1912 

3044,3 

34,1 

71,7 

1135,6 

1129,9 

443.0 

230,0 

100,00 

1,12 

2,36 

37,30 

37,11 

14,55 

7,56 

1913 

3034,1 

24,9 

73,9 

1149,2 

1072,2 

456,6 

257,2 

100,00 

0,82 

2,44 

37,87 

35,34 

15,05 

8,48 
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11.  Durchschnittliche  tägliche  Zahl  der  Motorfahr- 
räder-, Personen-  und  Lastwagen  und  Fahrräder. 


a)  Motorfahrräder. 


Jahr 

mehr  als  20 

11  bis  20 

! 

5 bis  10 

weniger 
als  5 

1906/07 

km 

2,78 

32,49 

178,15 

2843,25 

"».'o 

0,09 

1,06 

5,83 

93,02 

1908 

km 

1,87 

14,94 

123,49 

2587,27 

"/o 

0,06 

0,49 

4,05 

84,90 

1909 

km 

— 

— 

118,53 

2687,82 

— 

— 

3,89 

88,29 

1910 

km 

— 

14,78 

131,81 

2659,41 

"/o 

— 

0,49 

4,33 

87,33 

1911 

km 

— 

28,45 

131,54 

2742,49 

0/ 

‘ 0 

— 

0,93 

4,32 

90,04 

1912 

km 

17,28 

16,31 

130,87 

2697,69 

0 ' 

/ 0 

0,57 

0,54 

4,30 

88,61 

1913 

km 

4,30 

8,75 

109,32 

2649,45 

«/o 

0,14 

0,29 

3,60 

87,32 

b)  M 

0 1 0 r p e r s 0 n e n w a g e 11  ^). 

1 

R 

1 

weniger 

Jahr 

mehr  als  20 

11  bis  20 

5 bis  10 

als  5 

1 906/07 

km 

23,4 

142,9 

340,3 

2550,0 

”/o 

0,77 

4,67 

11,13 

83,43 

1908 

km 

36,0 

223,8 

496,9 

2069,4 

«/o 

1,16 

7,34 

16,34 

67,90 

1909 

km 

69,3 

265,2 

602,8 

1921,3 

«/o 

2,27 

8,71 

19,80 

63,12 

1910 

km 

170,0 

366,2 

573,6 

1807,9 

«/o 

5,58 

12,03 

18,83 

59,57 

1911 

km 

227,0 

406,1 

737,0 

1574,5 

^lo 

7,45 

13,33 

24,20 

51,11 

1912 

km 

361,1 

481,8 

877,1 

1307,9 

1 

1 

0/0 

11,93 

15,83 

28,81 

42,96 

1913 

km 

423,2 

614,0 

908,1 

993,7 

°/o 

13,95 

20,24 

29,23 

32,75 

1)  Bet  einem  sich  ergehenden  Rest 
die  betreffenden  Straßen  waren  für  den 


besteht  kein  Verkehr  oder, 
Verkehr  gesperrt. 
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c)  M 0 t o r 1 a s t w a g e 11. 


Jahr 

mehr  als  5 

5 und  4 

3 

0 

weniger  als  2 

1906,07 

km  16,4 

16,4 

14,0 

18,4 

251,2 

"/o  0,53 

0,53 

0,46 

0,60 

8,22 

1908 

km  36,8 

12,3 

7,4 

46,6 

435,0 

*^,'0  1,21 

0,45 

0,24 

1,53 

14,27 

1909 

km'  34,5 

27,6 

63,2 

132,9 

1127,2 

Vo  1,13 

0,91 

2,08 

4,37 

37,02 

1910 

km  80,6 

72,0 

76,9 

117,4 

1400,3 

® 0 2,65 

2,36 

2,52 

3,85 

45,98 

1911 

km  168,1 

113,6 

141,7 

248,2 

1618,1 

% 5,52 

3,73 

4,65 

8,15 

53,14 

1912 

km  308,1 

176,8 

183,0 

448,7 

1517,1 

°/o‘  10,12 

5,81 

6,01 

14,74 

49,83 

1913 

km  425,5 

186,6 

217,7 

386,4 

1429,1 

®/o  14,02 

6,15 

7,18 

12,73 

47,1 

III.  Durchschnittliche  tägliche  Zahl  der  Fahrräder^). 


Jahr 

mehr  als 
500 

100  bis 
250 

50  bis  100 

30  bis  50 

10  bis  30 

10  und 
weniger 

1906  07 

km 

8,33 

85,85 

217,02 

476,43 

455,59 

1180,04 

633,39 

V0| 

0,27 

2,81 

7,10 

15,59 

14,90 

38,61 

20,72 

Wie  aus  diesen  Tabellen  hervorgeht,  herrscht  ein  äußerst 
lebhafter  Zugtierverkehr.  An  zweiter  Stelle  folgen  die 
Fahrräder.  Eine  sehr  starke  Zunahnie  macht  sich  im  Verkehr 
mit  Motorfahrrädern,  Motorpersonen-  und  Lastwagen 
bemerkbar. 

Den  Anforderungen  des  Autoniobilverkehrs  wird  in  der 
auf  verschiedenen  Landstraßen  durchgeführten  Teerung 

1)  Fahrräder  werden  seit  190S  nicht  mehr  gezählt. 
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Rechnung  getragen.  Indessen  muß  heute  noch  die  Instand- 
haltung der  badischen  Landstraßen  hauptsächlich  unter  Rück- 
sichtnahme auf  den  großen  Zugtierverkehr  bestimmt  werden. 
Die  Bedürfnisse  des  Fahrradverkehrs  werden  durch  die 
Unterhaltung  der  seitlichen  Fahrbahnstreifen  befriedigt.  Zur 
Herstellung  besonderer  Radfahrwege,  wie  solche  bereits  in 
Norddeiitschland  vorhanden  sind,  ist  man  noch  nicht  gelangt. 


§ 5.  ünierhallungssystem. 

Das  System  der  Straßenunterhaltung  war  von  je  in  den 
einzelnen  Staaten  verschieden.  Der  Qrund  hiefür  liegt  wohl 
hauptsächlich  in  den  geologischen  Verhältnissen,  aber  auch 
in  der  Verkehrsart  und  in  der  Gewohnheit  ‘j.  In  Baden 
bestanden  solche  Abweichungen  sogar  in  den  einzelnen  Ge- 
bietsteilen. 

Der  Straßenunterhalt  im  Großherzogtum  Baden  unter- 
stand von  Anfang  an  einer  eigenen  Verwaltung.  Eine  Auf- 
hebung derselben  fand  nur  vorübergehend  durch  ihre  Ueber- 
tragung  an  Pächter  statt.  Dieses  Pachtsystem  zeitigte  jedoch 
schon  nach  kurzer  Zeit  Mißerfolge  und  wurde  deshalb  rasch 
wieder  aufgegeben. 

Zur  richtigen  Beurteilung  und  der  Anwendung  des 
zweckmässigen  Unterhaltungssystems  bedarf  es  der  Be- 
obachtung mannigfacher  tatsächlicher  Verhältnisse.  Es  sprechen 
hier  klimatische  Verhältnisse,  die  natürliche  Lage  der  Straßen, 
auch  ihre  ursprüngliche  Anlange  mit,  ferner  die  Art  und  die 
Frequenz  des  Verkehrs. 

Das  System  der  Unterhaltung  der  badischen  Landstraßen 
wechselte  verschiedentlich.  Seit  etwa  1820  bis  Ende  der 
1840er  Jahre  wendete  man  das  sogenannte  Deck-  oder 
Materialsystem  an.  Ihm  folgte  das  von  Frankreich 
übernommene  Flick-  oder  Arbeitssystem,  das  dann 
bis  1900  beibehalten  wurde  und  heute  noch  teilweise  An- 
wendung findet. 

1)  Baer:  Das  Straßenwesen  im  Großherzogtum  Baden  S.  22. 
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Nach  diesem  Verfahren  darf  neues  Schotterniaterial  nicht 
bei  trockener  Witterung  eingelegt  werden,  auch  muss  die 
Straße  vorher  gründlich  von  Staub  und  Kot  gereinigt  sein. 
Die  geflickten  Stellen  werden  so  angelegt,  daß  die  Fahr- 
zeuge ihren  Weg  über  dieselben  zu  nehmen  gezwungen  sind, 
auf  diese  Weise  also  eine  Bildung  neuer  Gleise  von  selbst 
zur  Unmöglichkeit  wird.  Est  wenn  die  Straßendecke  gänzlich 
ihre  Wölbung  verliert,  darf  zur  Erneuerung  der  Fahrbahn 
in  ihrer  ganzen  Fläche  geschritten  werden. 

Die  frühzeitige  Anwendung  dieses  Flick-  oder  Arbeits- 
systems hatte  für  das  Qroßherzogtum  Baden  den  Erfolg, 
daß  im  Hinblick  auf  die  übrigen  Bundesstaaten,  auch  ver- 
schiedener Regierungsbezirke  seine  Aufwandskosten  für 
Straßenunterhaltung  die  niederste  Stelle  einnehmen. 

Die  durchschnittlichen  Jahreskosten  betragen  bei  An- 
wendung des  Flicksystems  in  den  Jahren  1885—87  an  Be- 
schaffung, Einlegung  des  Schotters  usw.  für  den  Kilometer: 


im  Großherzogtum  Baden 

372 

Mark 

im  Königreich  Bayern 

387 

Mark 

in  der  Provinz  Hannover 

473 

Mark 

im  Regierungsbezirk  Wiesbaden 

518 

Mark 

im  Königreich  Württemberg 

537 

Mark 

in  Elsaß-Lothringen 

544 

Mark 

im  Herzogtum  Braunschweig 

591 

Mark 

im  Königreich  Sachsen 

719 

Mark 

Aus  der  folgenden  Tabelle  läßt  sich  das  Steigen  des 
Straßenunterhaltungsaufwands  im  jährlichen  Durchschnitt  für 
den  Kilometer  bis  zum  Jahre  1848  und  seine  Abnahme  seit 
Einführung  des  Flick-  oder  Arbeitssystems  ersehen^)®). 

1)  In  Württemberg  wurde  das  Flicksystem  erst  1884  eingeführt. 

2)  Von  einer  Aufnahme  der  außerordentlichen  Zuschüsse  in  die 
Tabelle  wurde  abgesehen. 

3)  Die  Tabelle  schließt  1899  ab,  da  seit  1900  das  Decksystem 
wieder  eingeführt  wurde. 
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Bewilligung 

Verwendung 

Jahr 

Länge 

für  1 km 

für  1 km 

und  1 Jahr 

und  1 Jahr 

km 

Mk. 

Mk. 

1820/30 

1839/40 

1848/49 

1860/61 

1870/71 

1878/79 

1890/91 

1898/99 


1777,78 

2302,22 

2302,22 

2408.89 
2453,33 

1888.89 
1888,89 
3352,26 
3201,21 
3827,82 
3866,07 
3077,80 
3083,55 
3099,45 
3099,74 


350 


413 


402 


480 


470 


525 


Erst  seit  etwa  Mitte  der  1870  er  Jahre  weist  der  Auf- 
wand dieselbe  Höhe  wie  1846 — 47  auf.  Dies  trotz  der  in- 
zwischen erfolgten  Steigerung  der  Arbeitslöhne  und  der 
Preise  des  Schotters,  der  Zunahme  des  Verkehrs  und  des 
Sinkens  des  Geldwertes.  Eine  abermalige  Abnahme  steht 
in  den  1880  er  Jahren  zu  verzeichnen,  und  erst  in  der 
neuesten  Zeit  steigt  die  Aufwandsumme  wieder  durch  die 
nötig  gewordenen  Fahrbahnverstärkungen. 

Es  kann  indessen  nach  den  gemachten  Erfahrungen  das 
Flicksystem  nur  da  als  geeignetes  Verfahren  zur  Landstraßen- 
unterhaltung angesehen  werden,  wo  gutes  Schottermaterial 
vorhanden  ist;  ferner  feines  Korn  bei  entsprechender 
Witterung  aufgebracht  werden  kann,  und  eine  Straße  nicht 
mehr  als  40— 60  cbm  Schotter  für  den  Kilometer  jährlich  er- 
fordert. Für  den  größeren  Teil  der  badischen  Landstraßen 
sind  diese  Voraussetzungen  gegeben*). 

1)  Fuchs:  „Mitteilungen  über  die  Instandhaltung  der  Landstraßen 
im  Großherzogtum  Baden“  S.  9ff. 


•40 


Gegenüber  den  eben  betonten  Vorteilen  der  flickweisen 
Unterhaltung  der  Landstraßen  treten  aber  auch  starke  Nach- 
teile zu  Tage.  Bedarf  einmal  eine  völlig  abgenutzte  Fahr- 
bahn der  Ganz-Deckung,  so  wird  stets  mit  einer  gewaltigen 
Verkehrshemmung  zu  rechnen  sein.  Dadurch  daß  Flick- 
arbeiten hauptsächlich,  der  feuchten  Witterung  wegen,  nur 
im  Herbste  vorgenommen  werden,  erwachsen  weitere  Nach- 
teile. Denn  in  höheren  Gebirgslagen,  in  denen  oft  direkt 
nach  der  Einlage  des  frischen  Materials  Schneefall  eintritt, 
können  die  noch  nicht  gebundenen  Schottermengen  nicht 
mehr  entfernt  werden.  Die  Steine  werden  infolgedessen 
durch  den  Verkehr  verschleudert.  Sehr  häufig  kommt  es 
auch  aus  den  angegebenen  Gründen  in  den  Gebirgsgegenden 
überhaupt  nicht  zur  Beschotterung.  Die  Straßen  erfahren 
in  der  Folge  eine  viel  zu  starke  Abnutzung.  Diese  ange- 
führten Nachteile  ergeben  von  selbst  eine  Rückkehr  zum 
Decksystem,  zumal  dieses  seit  den  1840  er  Jahren,  besonders 
durch  die  Einführung  der  Dampfstraßenwalze,  v/esentliche 
Verbesserungen  aufzuweisen  vermag. 

Das  Wesen  der  deckenweisen  Unterhaltung*)  besteht 
nun  darin,  daß  die  Fahrbahn  erst  dann  durch  Schotterauf- 
legung erneuert  wird,  wenn  sie  vollständig  abgenützt  ist. 
Durch  die  mit  künstlicher  Bewässerung  erfolgende  Ver- 
wendung der  Straßenwalze  kann  die  frischbeschotterte 
Straßendecke  sofort  nach  Herstellung  dem  Verkehr  über- 
geben werden.  Ein  Verschleudern  des  Materials,  auch  eine 
Lockerung  der  Fahrbahn  erscheinen  nunmehr  ausgeschlossen. 
In  dem  Zeitraum  zwischen  zwei  Deckungen  sollen  nur  die 
entstandenen  Gleise  und  Schlaglöcher  eine  Ausbesserung 
finden.  Unter  der  Herstellung  der  neuen  Decke  für  die 
gesamte  Länge  der  Straße  würde  nun  der  Verkehr  beträcht- 
lich leiden.  Die  Beschotterung  wird  deshalb  nur  strecken- 
weise vollzogen. 

Die  Erfahrungen  beweisen,  daß  das  neue  Verfahren 
weniger  Schottermaterial  und  auch  weniger  Arbeitsleistung 
beansprucht;  auch  erwächst  bei  der  Herstellung  und  Unter- 

1)  „Die  Einführung  der  deckenweisen  Unterhaltung  auf  einem 
Teil  der  Landstraßen  im  Qroßlierzogtum  Baden“  S.  äff. 
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haltung  der  Straßendecke,  wie  dargetan,  eine  viel  geringere 

Verkehrshemmung  als  bei  dem  Flicksystem  ^). 

Unter  diesen  Verhältnissen  gelangte  die  Oberdirektion 
des  Wasser-  und  Straßenbaues  zu  dem  Entschluß,  die  An- 
wendung des  Decksystems  auf  etwa  1200  km  des  im  ganzen 
rund  3100  km  messenden  Straßennetzes  ab  1900  einzuführen. 
Baden  hat  also  verhältnismäßig  lange  an  dem  Flicksystem 

festgehalten. 

Die  folgende  Uebersicht  möge  die  deckenweise  Unter- 
haltung der  Landstraßen  in  den  Jahren  1903  bis  1912  dartun. 


Art  der  Angaben 


1903 


Art  der  Angaben 


1908 


1904 


Beschotterte  Strecken 

im  ganzen:  km  3041,2  3 

Davon wurdenj  absolut  143,9 
deckweise  i 

unterhalten ) in  °/'o  d,70 


1909 


1905 


1906 


1907 


3036,3  3037,6  3030,2 

178,3  196,1  201,3 

5,87  6,45  6,00 


1910  I 1911 

\ 


1912 


Beschotterte  Strecken 

im  ganzen  km  3027,8  3024,0  3025,0  3024,9  3023,4 
Davon  wurdenj  absolut  196,0  212,6  200,0  201,2  201,8 

deckweise  r 

unterhalten  1 in  “/„  « 4S  7.03  6,61  6,65  6,07 


6, -45  7,03  6,61 


6,65 


Die  vorteilhafteste  Anwendung  zeitigt  das  Decksystem 
auf  Strecken  mit  starker  und  mittelstarker  Abnutzung. 

Indessen  soviele  Vorteile  sowohl  in  technischer  als  auch 
in  finanzieller  Hinsicht  das  neue  System  bietet,  es  kann  heute 
infolge  des  starken  Verkehrs  allen  gestellten  Anforderungen 
nicht  mehr  gerecht  werden.  Man  mußte  unter  diesen  Um- 

f)  Ms  Folge  der  deckenweisen  Unterhaltung  ist  auch  das  Sinken 
der  Aufwandssumme  für  Hilfsarbeit  trotz  Steigens  der  Löhne  der 
Hilfsarbeiter  anzusehen. 
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ständen  zu  einer  haltbareren  Fahrbefestigung  greifen,  der 
Pflasterung.  Pflasterungen  wurden  aber  bis  jetzt  ver- 
hältnisinäßig  wenig  ausgeführt.  Eine  Uebersicht  über  den 
Umfang  der  Pflasterstrecken  soll  die  folgende  Tabelle  bieten: 


Gesamtlänge 

Pflaster -Strecken 

Jahr 

der  Landstr. 

Länge 

km 

km 

1890 

3077,80 

21,09 

0,78 

1900 

3100,93 

24,95 

0,80 

1905 

3054,28 

15,97 

0,52 

1907 

3049,63 

17,29 

0,57 

1908 

3047,50 

17,67 

0,58 

1909 

3044,29 

18,27 

0,60 

1910 

3045,23 

18,38 

0,60 

1911 

\ 

! 3045,66 

18,92 

0,61 

1912 

3044,35 

19,09 

0,63 

1913 

3034,07 

19,02 

0,63 

Als  Pflaster  wird  das  sogenannte  Reihenpflaster,  aus 
Sandstein,  Basalt,  Granit  und  Melaphyr  bestehend,  verwendet; 
Ausnahmen  kennt  man  in  dem  Kleinpflaster.  Dieses  letztere 
hat  sich  indessen  so  sehr  bewährt,  daß  auf  lange  Jahre 
hinaus  keine  Reparatur  vorgenommen  zu  werden  braucht. 
Weite  Strecken  tragen  besonders  im  Qroßherzogtum  Hessen 
das  Kleinpflaster.  Die  bis  jetzt  gemachten  günstigen  Er- 
fahrungen führten  zu  dem  Entschlüsse,  auch  in  Baden  diese 
Pflasterart  mehr  einzuführen.  Auf  diesen  Kleinpflasterstraßen 
dürfen  allerdings  keine  allzu  schweren  Lastfuhrwerke  ver- 
kehren; also  z.  B.  keine  Abfuhr  aus  Steinbrüchen  stattfinden 

• 

Aus  der  Tabelle  ist  ein  steter  Rückgang  der  Längen 
der  gepflasterten  Straßenstrecken  zu  ersehen.  Derselbe 
findet  seinen  Grund  in  den  wiederholten  Ausscheidungen  von 
Landstraßen. 

Um  den  Verkehrsanforderungen  gerecht  zu  werden,  und 
den  Zustand  der  Landstraßen  zu  heben,  schritt  man  im  Jahr 
1905  — seit  dem  Jahre  1908  in  größerem  Umfang  — zur 
Teerung. 
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Geteert  wurden  im  : 


Jahre 

km 

Teerungsflächen 

qm 

Bei  einem  Aufwand 
von  Mark; 

1907 

! 1,550 

13  175 

1 816 

1908 

17,668 

103  058 

1 3 982 

1909 

37,902 

217  980 

28  665 

1910 

46,212 

253  895 

33  921 

1911 

44,561 

235  994 

30  364 

1912 

82,530 

431  695 

55  147 

zusammen 
1907— 12 

231,523 

1 255  697 

163  895 

Straßen  gleise  kennt  man  in  Baden  nicht.  Sie  werden 
wohl  im  Großherzogtum  auch  nie  angelegt  werden,  da  die 
Bodenverhältnisse  eine  solche  Anlage  verbieten.  Denn  sobald 
eine  Straße  über  3— 4”/o  Steigung  aufzuweisen  hat,  besteht 
stets  für  die  Fuhrwerke  Gefahr  auf  diesen  Straßengleisen 
den  festen  Halt  zu  verlieren  und  abzurutschen. 


§ 6.  Statistische  Betrachtungen  über  den  Aufwand 
für  Unterhaltung  der  badischen  Landstraßen. 

Zur  richtigen  Beurteilung  des  Aufwands  für  Unterhaltung 
der  Landstraßen  bedarf  es  der  Beobachtung  tatsächlicher 
Verhältnisse. 

So  kommen  bei  der  Unterhaltung  verschiedene  Momente 
in  Betracht,  die  der  Höhe  der  Arbeits-  und  Fuhrlöhne,  des 
Werts  und  des  Preises  des  zur  Verwendung  kommenden 
Materials,  die  größere  oder  geringere  Schwierigkeit  seiner 
Bearbeitung,  die  ursprüngliche  bauliche  Anlage  der  Land- 
straßen u.  a.  m. 
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Der  Beurteilung  dieser  Momente,  der  Möglichkeit,  An- 
haltspunkte zu  gewinnen,  um  den  Unterhaltungsaufwand  auf 
möglichst  geringer  Höhe  zu  halten,  [dienen  die  statistischen 
Nachweise. 

Im  Qroßherzogtum  Baden  hat  man  schon  bald  nach  der 
im  Jahre  1831  erfolgten  Aufhebung  der  Straßenbaufronden 
begonnen  die  Gründe  der  Bewegungen  in  den  Ziffern  der 
Unterhaltungskosten  zu  untersuchen.  Diesen  Arbeiten  stellten 
sich  zu  jener  Zeit  naturgemäß  Schwierigkeiten  entgegen,  die 
n den  Zeitverhältnissen  zu  suchen  sind. 


a)  Materialien. 

Was  zunächst  die  Gesamtlänge  der  badischen  Landstraßen 
inlangt,  so  sollen  die  nachstehenden  Ziffern  aus  den  letzt- 
. ergangenen  Jahren  uns  hierüber  ein  anschauliches  Bild  geben. 


Ende 

Kilometer 

1905 

3054,2 

1906 

3056,7 

1907 

3049,6 

1908 

3047,5 

1909 

3044,3 

1910 

3045,3 

1911 

3045,7 

1912 

3044,3 

1913 

3034,1 

Aus  der  Aufstellung  erhellt,  daß  die  Längen  nur  wenige 
Schwankungen  aufweisen.  Eine  stärkere  Verminderung  machte 
sich  um  das  Jahr  1901  bemerkbar,  als  durch  das  Gesetz 
^ om  16.  VIII.  1900  eine  Ausscheidung  derjenigen  Straßen- 
strecken vorgenommen  wurde,  die  innerhalb  des  Ortsetters 
cer  der  Städteordnung  unterstellten  Städte  lagen. 


i 
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Für  die  Unterhaltung  der  Landstraßen  wurde  nun  ver- 
schiedenes Material  verwendet.  Von  der  Qualität  desselben 
hängt  seine  Quantität  ab  und  auch  die  Höhe  des  Material- 
preises. Gutes  Material  verursacht  aber  sehr  oft  einen 
Mehraufwand,  da  es  häufig  aus  größerer  Entfernung  zum 
Orte  der  Verwendung  transportiert  werden  muß  und  auch 
wegen  seiner  größeren  Gesteinshärte  seine  Gewinnung  mehr 
Schwierigkeiten  bietet  und  schwerer  zu  verarbeiten  ist. 

Bis  in  die  80  er  Jahre  des  vergangenen  Jahrhunderts 
lagen  der  Auswahl  des  Materials  aber  nur  Erfahrungsresultate 
zu  Grunde.  Von  dieser  Zeit  an  wurden  Anstalten  für  Prüfung 
von  Baumaterialien  errichtet  und  nach  deren  Untersuchungen 
das  Gesteinsmaterial  verwendet  ’). 

Die  Quantität  der  Gesteine  zu  bestimmen  muß  man  sich 
jedoch  auf  die  Erfahrung  stützen. 

Das  Großherzogtum  weist  einen  relativ  großen  Reichtum 
aller  Arten  von  Gesteinen  auf,  welche  als  Schottermaterialien 
Verwendung  finden  können. 

In  der  Wahl  der  zu  verwendenden  Schotterart  sprechen 
das  natürliche  Vorkommen,  die  Lage  der  Straße,  auch  die 
Art  und  Größe  des  Verkehrs  mit.  Verwendet  werden  Kalk- 
stein, der  im  nordöstlichen  Landesteil  gewonnen  wird  und 
den  dortigen  Straßen  mit  ihrem  schwachen  Verkehr  vollauf 
genügt.  An  der  Bergstraße,  in  den  Dörfern  Schriesheim  und 
Dossenheim  befinden  sich  die  bekannten  Staatsporphyrbrüche, 
denen  die  Beschotterung  des  Gebiets  zwischen  der  nördlichen 
Landesgrenze  und  dem  Murgtal  zufällt. 

Porphyre  kommen  auch  im  Renchtal  und  der  Umgegend 
von  Baden-Baden  vor.  Im  Rheintal  finden  Kies  und  Wacken 
Verwendung.  Diese  Materialien  dienen  auch  zur  Beschotterung 
der  Straßen  des  Bodenseekreises.  Im  Schwarzwald  finden 
sich  und  werden  verwertet:  Basalte,  Porphyre,  Granite, 

Kalkstein,  Gneise,  Hornblende  u.  a.  m. 


1)  An  der  Technischen  Hochschule  zu  Karlsruhe. 


Die  Landstraßen  wurden  unterhalten  mit: 
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Aus  der  vorgestellten  Tabelle  geht  die  häuiigere  Ver- 
wendung der  Hartgesteine  hervor,  die  die  Weichgesteine 
immer  mehr  verdrängen.  Die  Straßen,  in  welchen  liart- 
schotter  eingelegt  wird,  haben  beinahe  einen  doppelt  so 
hohen  kilometrischen  Verbrauch  als  die  mit  Kalkstein,  Kies 
und  Wacken  beschotterten^).  Der  Qrund  zu  diesem  Wechsel 
dürfte  wohl  mit  in  der  Einführung  der  deckenweisen  Unter- 
haltung zu  suchen  sein. 

Die  folgende  Uebersicht  möge  die  Schwankungen  dar- 
tun, die  der  durchschnittlich  auf  1 km  verwendete  Scliotter 
aufweist.  Hierin  sprechen  Witterungsverhältnisse  mit. 


Durchschnittlicher  Verbrauch  der  einzelnen  Schotterarten: 


Jahr 

<— 

3 

CJ 

G 

-c 

G 

G 

(/5 

O 

5 

cbm 

1*  Kalkstein 

3 

1“  Porphyr 

G 

o 

cbm 

1 

y 

5 

UH 

'C  c 
ü O 

5 

UH 

G 

!/) 

G 

F-H 

cbm 

l"  Diorit  Syenit  Hornbl. 

1905 

28,7 

28,5 

51,3 

64,3 

54,2 

26,5 

1906 

30,3 

29,5 

54,4 

59,1 

41,2 

71,7 

1907 

27,4 

28,8 

53,3 

55,0 

45,2 

76,9 

1908 

30,5 

25,4 

49,6 

59,6 

47,2 

62,1 

1909 

30,5 

26,4 

53,5 

46,1 

47,4 

62,5 

1910 

36,4 

25,0 

46,1 

56,8 

39,1 

49,4 

1911 

33,8 

26,7 

44,8 

57,9 

40,8 

60,0 

1912 

36,6 

26,3 

50,1 

75,8 

34,6 

49,2 

1913 

30,0 

28,2 

51,5 

52,3 

36,2 

71,5 

— 

’o 


cbm 


28.3 
26,1 

33.0 

46.4 
26,2 
24,8 

23.0 

38.1 

42.4 


— 

CO 

H 


cbm  0 


53.3 
45,0 

23.3 

30.3 
45,6 

69.2 

71.3 

62.4 
60,8 


o 


Ci  o 


o 


cbm 


40,4 

41,3 

40,8 

41.3 

42.3 

40.8 

40.9 
42.1 
43,0 


Der  Materialverbrauch  zur  Unterhaltung  betrug  durch- 


schnittlich: 

1832  ....  99,0  cbm  pro  Kilometer 

1 85 1 . • . • 6/  ,6  „ „ » 


1)  Fuchs  a.  a.  O.  S.  12  ff. 

2)  Teilweise  mit  Grauwacken  vermengt. 


r 


— ■48  — 

1875  ...  . 43,6  cbm  pro  Kilometer 

1900  ....  36,3  „ r 

1907  ....  40,8  ,. 

Seit  1832  ist  also  eine  Minderung  der  Materialquantitäten 
von  über  50°/o  zu  konstatieren. 

Sie  beruht  auf  der  Verwendung  dauerhafteren  Schotter- 
materials, auch  in  mehr  rationeller  Bemessung  der  erforder- 
lichen Materialquantitäten. 

Diese  Verminderung  der  Materialmengen  ist  um  so  mehr 
zu  begrüßen,  als  die  Materialpreise  pro  cbm  seit  den  30iger 
Jahren  des  vorigen  Jahrhunderts  enorme  Höhen  erreichten. 

Die  folgende  Tabelle  soll  schließlich  eine  Uebersicht 
über  die  Ausgaben  an  Schotterbeschaffung  geben  ^). 


Jahre 

Länge 

Materialgruben  und 
Materialgewinnung 

km 

Mk.  2). 

1905 

3061,43 

1 031  031 

auf  1 km 

338 

1906 

3056,65 

1 112  289 

auf  1 km 

363 

1907 

3049,63 

1 133  100 

auf  1 km 

372 

1908 

3047,50 

1 193 124 

auf  1 km 

391 

1909 

3044,29 

1 238  675 

auf  1 km 

406 

1910 

3045,23 

1 219  730 

auf  1 km 

400 

1911 

3045,66 

1 209  807 

auf  1 km 

397 

1912 

3044,35 

1 186  411 

auf  1 km 

389 

1913 

3034,07 

1 373  663 

auf  1 km 

452 

1)  Der  unständige  Aufwand  ist  nicht  in  Berechnung  gezogen. 

2)  Einschließlich  der  Walzarbeit. 
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Die  Aufwandssumme  für  Material  stellt  in  den  einzelnen 
Posten  die  größte  Ziffer  im  Straßenetat  dai. 

b)  Arbeitslöhne. 

In  zweiter  Linie  wären  im  Gebiete  des  Straßenbauauf- 
wands die  Arbeitslöhne  in  Betracht  zu  ziehen.  Diese  zeigen 
eine  stetig  aufsteigende  Richtung.  Ein  gut  Teil  der  erhöhten 
Ausgaben  für  Landstraßenunterhaltung  ist  somit  offenbar  dem 
allgemeinen  Steigen  der  Löhne  zuzuschreiben.  Es 
dies  vor  allem  aus  der  Entwicklung  der  Wärter-  und  Hilfs- 

arbeiterlöhne,  welche 


km  88,6  Mk. 
„ 209,6  „ 

„ 239,8  „ 


im  Jahre  1839  für  1 

. . 1907  „ 1 

„ . 1913  . 1 

''^'"'leidauernd  schlechterWilterung,  bei  Schneeverwehungen 
usw  bedarf  der  Straßenwart  einer  Unterstützung.  Da  aber 
von  jeher  die  Erlaubnis  des  Straßenmeisters  zum  Beizug 
einer  Aushilfe  vorgeschrieben  war,  die  aber  in  Fallen 
dringender  Gefahr  sehr  oft  nicht  rechtzeitig  eingeholt  weiden 
konnte,  mußte  man  sich  auf  eine  nachträgliche  Qeneh- 
migung  beschränken. 

Der  Aufwand  für  solche  Hilfsarbeiter  hatte  sich  seit 
1839  durch  die  Steigerung  ihrer  Zahl  vermehrt.  Im  Jahre 
1839  betrug  der  durchschnittliclic  Lohn  der  Hdisai  beiter 
noch  1 Mark  pro  Tag,  stieg  bis  1872  aut  1 Mark  60  P.ain.g 
bis  1 Mark  80  Pfennig  und  im  Jahre  1873  wiedei  um  «. 
Seit  1892  setzte  wiederum  eine  Lolmsteigerung  ein,  le 

innerhalb  16  Jahren  auf  60  Vo  anwuchs. 

Pro  Kilometer  Straßenlänge  betrugen  die  Kosten 

Ililfsarbeit:  ^ »«t 

im  Jahre  1839  . • • 30,8  Mk. 


an 


1851 

1875 

1904 

1907 

1913 


28.3 
63,5 

53.3 
47,9 
43,1 


V 
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Es  geht  aus  diesen  Angaben  ein  mächtiges  Anschwellen 
der  Hilfsarbeiterlühne  hervor,  die  erst  zu  Anfang  des  neuen 
Jahrhunderts  zu  sinken  beginnen. 

Diese  Steigerung  der  Löhne  führte  bereits  1875  zu  dem 
Versuche,  die  Hilfsarbeit  gegen  ein  jährliches  Aversum  den 
Wärtern  in  Akkord  zu  geben.  Diesen  bot  sich  dadurch 
Gelegenheit  ihr  Einkommen  zu  erhöhen,  dadurch  daß  sie 
durch  erhöhten  Fleiß  einen  Teil  des  Akkordpreises  selbst 
verdienten.  Die  Staatskasse  hatte  dabei  den  Vorteil  der 
Steigerung  der  Zahl  der  Hilfsarbeiter  zu  steuern  und  ver- 
anlaßte  die  Straßenwärter,  die  Arbeiten  mit  größerer  Sorg- 
falt auszuführen.  Denn  der  Straßenwart  ist  an  der  Arbeit  von 
nun  an  interessiert,  daß  Beschädigungen  sofort  ausgebessert 
werden,  ehe  sie  einen  größeren  Umfang  annehmen 

In  den  Jahren  1906 — 1909  fand  eine  völlige  Neuregelung 
und  Verbesserung  der  Qehaltsverhältnisse  der  Wärter  statt. 
Man  nahm  eine  Einteilung  in  4 Lohnklassen  vor : 

1.  Klasse  600—720  Mark 

2.  „ 660—780  „ 

3.  „ 720-840  „ 

4.  „ 810—930  „ 

Im  Jahre  1912  fügte  man  eine  weitere  Klasse  mit  dem 
Satze  von  900—1  020  Mark  hinzu  unter  Streichung  der 
niedersten  Stufe. 

Die  Wartbezirke  sind  heute  so  eingeteilt,  — durchschnitt- 
lich 4 km  — daß  die  Straßen  an  300  Arbeitstagen  in  gutem 
Stand  gehalten  werden  können. 

Die  Zahl  der  Straßenwärter  ist  infolge  der  Ausscheidung 
der  Etterstrecken  und  der  dadurch  bedingten  Minderung  der 

1)  Eine  Uebertragung  der  Hilfsarbeit  an  die  Wärter  gegen 
Bauschvergütung  auf  den  deckenweise  unterhaltenen  Straßen  findet 
mangels  hinreichender  Erfahrung  über  die  zur  Berechnung  der  Ver- 
gütung erforderlichen  Grundlagen  nicht  mehr  statt. 

2)  Im  Verein  mit  diesem  Steigen  der  Löhne,  der  Verwendung 
besseren  Gesteins,  auch  der  höher  geschraubten  Ansprüche  an  den 
Zustand  der  Straßen  u.  a.  m.  wächst  der  Aufwand  für  die  Instand- 
haltung der  Landstraßen  unaufhaltsam  an. 
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Straßeiilängeii  auf  755  herabgesunken  und^dürfte  aus  demselben 
Grunde  ein  weiteres  Sinken  erfahren  ^ ^). 

c)  13  a u m p 1 1 a n z u n g e n. 

Es  ist  urkundlich  nachgewiesen,  daß  schon  im  15.  Jahr- 
hundert in  den  verschiedenen  Gebietsteilen  des  Großherzog- 
tums Bäume  längs  der  Straßen  gepflanzt  wurden.  Sie  sollten 
als  Bezeichnung  der  Straßenränder  dienen  ).  In^  spa  erer 
Zeit  pflanzte  man  die  Bäume  als  „Schutzanstalten  un  zur 
Beschaffung  der  Fußwege.  Nach  Urkunden  aus  dem  16 
Jahrhundert  standen  an  der  Straße  zwischen  Mannheim  und 
Heidelberg  Wallnußbäiinie.  Eine  besondere  Vorhebe  z-'S  ^ 
sich  in  der  Markgrafschaft  Baden,  auch  in  der  Pfalz  lur 
Pappeln.  In  dem  Gebiete  des  Hochstifts  Speyer  erging  im 
Jahre  1720  eine  Verordnung,  wonach  die  Baume  an  den 
Straßen  nach  pfälziscliem  Muster  angepflanzt  wejden  muhten. 
Eine  weitere  Verordnung  vom  6.  Dezember  1749  verlang, 
daß  ieder  seit  drei  Jahre  angenommene  Bürger,  sowie  jedei 
in  Zukunft  zugehende,  drei  Bäume  an  die  Straße  zu  phanzen 

Indessen  bestand  von  vornherein  eine  große  Abneigung 
jregen  diese  Pflanzungen  sowohl  von  seiten  der  Eigentümer 
der  an  die  Straße  grenzenden  Grundstücke  wegen  des 

1)  Im  Jahre  1904  waren  es  noch  781  Wärter. 

2)  Die  Steilen  der  Landstraßenwärter  sind  auf  Grund  der 
Staatsinnisteda.  - E„tsch,iaB.,„.  von,  ,3. 

etatmäßigen  Stellen  anfgenommen  v.orde,,.  ^ ^ 

Reamte  werden.  Nacli  den,  BeamtengeseU  d6  und  47  \urd  innen 
ed,  Unterstälzmigsgehalt  gewälirt  und  ihren  HInterbl, ebenen  em 

Sterbegehalt. 

3)  Mone  Zeitschrift  Xlll*  S.  263. 

4)  Sammlung  Speyrischer  Gesetze  von  1788;  auch  die  hoch- 

i,lrstliche  wilrzburgisclre  Regicrnng  l.aUe 
die  an  die  Straßen  grenzenden  tigen  nmer, 

Straßen  in  Abständen  von  25-30  Fuß  von  einander  zu  ptlanzen 
haben  (s.  Baer:  „die  Wasser-  und  Straßenbauverwaltung  m dem 

Großherzogtum  Baden“  S.  454). 
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großen  Schattens,  als  auch  von  seiten  der  Straßenbeaniten, 
die  eine  zu  große  Trockenheit  ihrer  Straßen  befürchteten. 

Um  diese  Befürchtungen  zu  entkräften,  ergingen 
regulierende  Bestimmungen  in  der  badischen  Chausseeordnung 
vom  7.  Mai  1810,  in  einer  Verordnung  des  Landesökonomie- 
Departements  vom  4.  Juli  1812;  auch  eine  Verordnung  des 
üroßh.  Bad.  Ministeriums  des  Innern  vom  26. August  187U) 
griff  hier  ein. 

Jedoch  die  Klagen  der  ürundstücksbesitzer  nahmen  kein 
Ende.  Das  Qroßh.  Bad.  Ministerium  des  Innern  bestimmte 
deshalb  in  einem  Erlaß  vom  31.  Mai  1851  ■),  daß  die  Bäume: 

a)  bei  Straßen,  welche  mit  dem  angrenzenden  Gelände 
in  ziemlich  gleicher  Höhe  liegen,  bis  zu  einer  Ent- 
fernung von  drei  Fuß  von  dem  Rand  der  Straßen- 
dossierung, 

b)  bei  aufgedamniten  Straßen  auf  die  Kante  des  Dammes, 

c)  bei  Straßen,  die  im  Einschnitt  liegen,  an  dem  oberen 
Rande  der  Böschung,  und  zwar  in  dem  Abstande 
zu  pflanzen  sind,  welche  jede  Baurnart  zu  ihrem 
ungehinderten  Gedeihen  erfordert. 

Die  entgegengesetzten  Bestimmungen  der  Verordnung 
vom  17.  August  1817  wurde  für  nichtig  erklärt.  Die  Ver- 
ordnung vom  5.  Dezember  1857^)  befaßt  sich  mit  der  Bauni- 
pflanzung  innerhalb  der  Waldstraßen.  Eine  weitere  Vorschrift 
gibt  die  Oberdirektions-Verordnung  vom  17.  März  1870^). 

Die  letzten  Vorschriften  über  Anlage  und  Pflege  der 
Obstbaumpflanzungen  an  Landstraßen  ergingen  in  einem 
Runderlaß  des  Ministeriums  des  Innern  vom  20.  Dezember  1907. 

Die  allgemein  angestrebte  Bepflanzung  der  Straßen 
fällt  aber  erst  in  die  Zeit  nach  1860.  So  wurden  Baumschulen 
in  allen  Ijispektionsbezirken  angelegt,  sodaß  im  Jahre  1912 
elf  staatseigene  Pflaiizschulen  bestanden. 

1)  Reg.-Bl.  von  1871  S.  85. 

2)  V.-BI.  von  1851  S.  5. 

3)  V.-BI.  von  1858  No.  1 S.  1. 

4)  V.-BI.  von  187<J  S.  7. 
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Sie  lieferten  zur  Bepflanzung  der  Landstraßen: 


1905-19121  4020  I 5199  308  I 47  4446 


Es  kamen  im  jährlichen  Durchschnitt  hiermit  aus 
staatseigenen  Baumschulen  1 752  Bäume  in  der  Zeit  von 
1905—1912  zur  Anpflanzung  gegenüber  1 320  Bäumen  in 
den  Jahren  1896—1904.  Aus  diesen  Ziffern  läßt  sich  ein 
erfreulicher  Fortschritt,  vor  allem  in  der  Verwendung  der 
wertvolleren  Obstsorten,  erkennen. 

Ende  des  Jahres  1912  war  ein  Bestand  von  8340  Aepfel-, 
5 704  Birn-,  1 278  sonstigen  Obstbäumen  und  6 151  Wald- 
bäunien  in  den  Staatsbaumschulen  vorhanden. 

Die  Kosten  der  Baumschulen  beliefen  sich  in  den  Jahren 
1905—1912  auf  20  059  Mk.  Es  ist  der  Aufwand  also  in  einem 
steten  Steigen  begriffen.  Dasselbe  findet  seine  Veianlassung 
in  den  durch  eine  bessere  Pflege  der  Bäume  entstehenden 

Mehrkosten. 

Aus  der  Zusammenstellung  der  Einnahmen  und  Ausgaben, 
sowie  der  Einnahmeüberschüsse  ergibt  sich,  daß  die  getroffenen 
Maßnahmen  nutzvoll  gewesen  sind.  Das  sich  bietende  Bild 
ist  allerdings  durch  die  jährlichen  Schwankungen  gestört.  Es 
soll  daher  die  nachstehende  Uebersicht  in  die  Ein-  und 
Ausgaben  verschiedener  Jahre  einen  Einblick  gewähren. 

So  betrugen: 


die  Ausgaben 

die  Einnahmen 

die  Einnahme- 

Ueberschüsse 

Mark 

Mark 

Mark 

1 

907 

910 

1912 


20  741 
23  505 
25  476 


50  482 
83  626 
59  858 


29  741 
60  121 
34  382 
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d)  Sonstiger  Aufwand. 

Als  sonstiger  Aufwand  koninien  noch  die  Ausgaben  für 
I flaster,  Kunstbauten  usw.  in  Betracht.  In  seiner  Gesamt- 
summe ist  für  die  Jahre  1905 — 1908  ein  Sinken  von  ll,89®/o 
auf  7,77  “/()  zu  konstatieren.  Seit  1908  aber  hebt  sich  diese 
2iffer  wieder  langsam  und  erreichte  im  Jahre  1912  wieder 
eine  Höhe  von  9,59 Die  Gesamthöhe  dieses  Aufwands 
betrug  Ende  1912  206  761  Mark.  Davon  entfielen  auf 
rflasterungen,  Rinnenbauten  24,0  Vo,  auf  Schutzanstalten  5,5  ®/o, 
auf  Stütz-  und  Futtermauern  6,6  "/o,  auf  Sonstiges  21,5  ®/o^). 

1)  Baumpflanzungen  und  Brückenanlagen  erforderten  42,4  °/o. 


